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  Offene Mietrechtsberatung im Gecekondu

Die organisierende  
BK- Kampagne von Kotti & Co 
2014-2015
Tashy Endres & Georgios Thodos, 1.10.2022

1. Situation
 ● Kottbusser Tor, Kreuzberg 2014-2015

 ● DW Siedlung, knapp 1000  
 Sozialwohnungen

 ● BK 2X berliner Durchschnitt,  
 Nachzahlung war die Regel (BK 2014:  
 am Kotti 4-5,5 €/qm, Berlin 2,56 €/qm)

 ● Kampagne war 1 Teil eines vielschichti- 
 gen Organsierungsprozesses bei K&C 

Ziele der Kampagne
 ● Kurzfristig: hohe Beteiligung,  

 Geld zurückbekommen  
 Mittelfristig: Senkung der BK  
 in Folgejahren

 ● Langfristig: K&C Strukturaufbau und  
 Verantwortungsübernahme durch  
 Mieter*innen → Rekomm &  
 Selbstverwaltung 
 
 2. Durchführung & Ergebnisse 

 ● Offene Mietrechtsberatung erkennt  
 Problem (z.B. viele Nachzahlungen)

 ● Tür zu Tür → Einladung zu Haus- und  
 Kiezversammlung

 ● Versammlung: was sind BK, wie geht es  
 uns damit, was tun

 ● Vorformulierte Musterbriefe →  
 Belegeinsicht & Vollmacht an  
 Hausverantwortliche

 ● Kollektive Auswertung der Belege  
 aller Positionen

Offene Mietrechtsberatung im Gecekondu

 ● Vorformulierte Musterbriefe ->  
 Widerspruch gegen zahlreiche  
 Kostenpositionen

 ● Nach Ablehnung der Widersprüche:  
 mit rechtsschutzversicherten  
 Nachbar*innen (Pilot)Klage eingereicht

 ● Vor Gericht in 2. Instanz verloren

 ● Ca. 170 Haushalte haben Widerspruch  
 erhoben, viele mehr haben die Kampagne  
 mitbekommen

 ● wenig materieller Erfolg (Rücker- 
 stattungen), aber politischer und  
 indirekter Erfolg

 ● Zahlreiche Kontakte gesammelt, viele  
 über Kampagne hinaus ansprechbar

 ● Strukturaufbau: ca. 15 Ansprech- 
 personen, die viele der Häuser abgedeckt  
 haben

 ● Deutliche Senkung der Betriebskosten  
 in Folgejahren durch Wechsel Wärme- 
 anbieter → positive Auswirkungen auf  
 alle Mieter*innen

 ● Für Arbeit zur Rekommunalisierung und  
 Selbstverwaltung konnte an Methoden  
 und Strukturen angeknüpft werden

4Betriebskosten-Kampagnen-Werkstatt

Tobias Gralke



3. Lehren und Empfehlungen
 ● Erfolge kommen manchmal auf anderer  

 Ebene als erwartet

 ● Einbindung von Anwält*innen gut  
 geklappt, kollektive Prozesse standen  
 im Vordergrund

 ● Imagegewinn als “anstrengende  
 Mieter*innen” bei Vermieter*in  
 → steigert Verkaufswillen

 ● BK gutes Thema für Ansprache,  
 interessiert alle

 ● Haushalte mit Nachzahlung gewinnen  
 durch Belegeinsicht / Widerspruch Zeit

 ● Kampagne muss sehr gut dokumentiert  
 werden

 ● Alle Schreiben in Kopie zu Mieter*innen,  
 eine Kopie zur lückenlosen Dokumen- 
 tation bei Organisations-Team

 ● Folgetreffen sind wichtig damit  
 Nachbar*innen über BK Kampagne hinaus  
 Teil des Organisierungsprozesses bleiben 

 

 ● Bei kleinteiliger Überprüfung der  
 Kostenpositionen zur Begründung des  
 Widerspruchs Unterstützung holen

 ● Das Ausfüllen der Unterlagen, die  
 Vereinbarung der Termine usw. für die  
 Nachbar*innen nicht übernehmen  
 → Keine Dienstleistung

 ● Sich auf Kostenpositionen konzentrieren,  
 wo Vierklang nicht vollständig belegt  
 wird:

 1. Vertrag

 2. Rechnungen

 3. Zahlungsbelege

 4. Verbrauchsnachweise (HK)

 Oder wo grobe Unwirtschaftlichkeit  
 vermutet wird

 ● Organisierende BK-Kampagne in andere  
 Organisierungsprozesse einbinden!

  Gerichts�erhand&ungen #u Effent&ichen Bn&Fssen machen
  +achbarschaftsfeste feiern

Gerichtsverhandlungen zu öffentlichen Anlässen machen Nachbarschaftsfeste feiern!
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Betriebskostenabrechnung 
-und was nun? 
Präsentation
Manfred Grimm, 1.10.2022

Inhalt:
1. rechtlicher Überblick
2. nach Erhalt der Abrechnung
3. nach (Teil-)Belegeinsicht

1. Rechtlicher Überblick 
 ● Grundlage der Betriebskostenabrechnung: 

 Mietvertrag i.V.m. § 556 BGB

 ● Betriebskostenabrechnung  
 (BA)§ 556 Abs.3 S.1 und 2 BGB

 ● Einwendungen gegen  
 BA§ 556 Abs.3 S.5 und 6 BGB

 ● Zurückbehaltungsrecht aus § 273   
 Abs.1 BGB analog Nachforderung aus  
 BA und zukünftigen Betriebskosten- 
 vorauszahlungen bis zur vollständigen  
 Belegeinsicht

 ● Betriebskostenverordnung (BetrKV)

 ● Heizkostenverordnung (HeizkostenV) 
 Kürzungsrecht § 12 Abs.1 S.1 HeizkostenV

 ● Vorauszahlungshöhe § 560 Abs.4 BGB

2. nach Erhalt der Abrechnung
Erste Prüfung der Abrechnung

 ● Mehr als 1 Jahr nach des  
 Abrechnungszeitraumendes?

 ● nicht vereinbarte Position

 ● unbegründete Betriebskostenvoraus- 
 zahlungserhöhung 

 ● § 556 Abs.3 S.3 BGB 
 keine Nachforderungen 1 Jahr  
 nach Ende des Abrechnungszeitraums

 ● Beispiel:Abrechnungszeitraum  

 01.01.2021 – 31.12.2021 
 Nachforderung ab 01.01.2023  
 ausgeschlossen 

 ● Im Mietvertrag vereinbart?

 ● ggf. im Betriebskostenkatalog  
 der BetrKV?

 ● als nicht umlagefähig zu streichen,  
 falls 2 x nein!

 ● prozentualer Aufschlag ohne  
 konkrete Begründung

 ● berechtigte Vorauszahlungshöhe:  
 Abrechnungsbetrag / 12, aufgerundet  
 auf nächst höheren €-Betrag

3. nach (Teil-)Belegeinsicht 

Erforderliche Belege 
 ● Rechnungen (§ 259 Abs.1 BGB)

 ● Verträge (BGH, VIII ZR 38/11)

 ● Zahlungsnachweise (BGH, VIII ZR 118/19)

 ● Einzelnachweise Heizung  
 (BGH, VIII ZR 189/17)

Falls Belege fehlen:
 ● >> Zurückbehaltungsrecht bleibt  

 bestehen!

 ● Fehlende Belege nachfordern

 ● Einwendungen zu übermittelten  
 Belegen erheben

Beispiele fehlender Belege:
 ● Vertragsbestandteile z.B. AGB

 ● Aufmaß

 ● Vertretungsnachweise
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Was sind Zahlungsbelege?
 ● Kontoauszüge oder Quittungen

Kürzungsrecht  § 12 Abs. S.1 HeizkostenV
 ● Zentrale Versorgung für  

 Heizung und Warmwasser

 ● Verbrauch nicht nach Verordnung erfasst

 ● Eigener Anteil um 15% zu kürzen

Zurückbehaltung der Vorauszahlungen oder Zahlung unter Vorbehalt?
 
Die Entscheidung ist abhängig von

 ● Situation und

 ● der Person des Mieters

situationsabhängig von
 ● Höhe der Vorauszahlung

 ● Miethöhe

 ● sonstigen Mietrückständen

Abhängig von der Person des Mieters

 ● rechtsschutzversichert?

 ● Verständnis der Situation

 ● Stabilität gegenüber  
 unberechtigten Mahnungen

Entscheidungsmöglichkeiten
 ● Zurückbehaltung zukünftiger  

 Vorauszahlungen

 ● Zahlung unter einfachem Vorbehalt

 ● Zahlung unter Vorbehalt der  
 rechtlichen Klärung
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Vorab: Bitte nicht erschrecken: dieser Leitfaden ist 
sehr umfangreich. Viele Details sind erst bei spä-
teren Schritten relevant. Und ihr findet vielleicht für 
eure eigenen Kontexte andere Wege, die passen-
der/einfacher sind. Sprecht euch jedoch unbedingt 
immer mit Rechtsanwält:innen ab, um Risiken für 
die beteiligten Mieter:innen zu vermeiden! Viel Spaß 
beim Organisieren!

Was sind Betriebskosten und warum 
sollten wir uns dazu mit unseren 
Nachbar*innen organisieren?

Inflation und steigende Gas- und Strompreise 
lassen die sogenannte „Zweite Miete“ explo-
dieren: die Betriebs- und Heizkosten. Vermie-
ter*innen verschicken in diesen Tagen rei-
henweise Erhöhungen der Vorauszahlungen 
zwischen 100% und 300%. 

Viele Menschen wissen nicht, wie sie die 
Energierechnungen bezahlen sollen und 
fürchten, im Winter zu frieren oder an ande-
ren Grundbedürfnissen sparen zu müssen. 
Wenn Mieter*innen die Betriebskosten nicht 
zahlen können, laufen sie außerdem Gefahr, 
ihre Wohnung zu verlieren. Denn Betriebs-
kosten gehören zur Miete und Mietschulden 
ab der Höhe einer Monatsmiete sind ein lega-
ler Vorwand zur Kündigung. 

Vermieter haben ein ökonomisches Interes-
se, Mieter*innen zu kündigen, denn anschlie-
ßende “Neuvertragsmieten” ermöglichen oft 
deutlich höhere Mieteinnahmen. Von den bis-
her aufgelegten Krisenprogrammen, wie z.B. 
die Erhöhung des Wohngeldes, ist schon jetzt 
abzusehen, dass sie die Mehrkosten nicht 
annähernd decken. Weitergehende Schrit-
te wie ein Kündigungsschutz bei Betriebs-
kostenschulden oder ein Räumungsmorato-
rium für den Winter werden diskutiert, aber 
die Erfahrung mit den Corona-Stundungen 
zeigt, dass für viele Menschen die Schulden, 
auch wenn sie etwas später gezahlt werden 
müssen, ein unlösbares Problem darstellen.  

Dazu kommt, dass die Betriebskostenab-
rechnungen vieler Vermieter*innen bei nähe-
rem Hinsehen auch jenseits der gestiegenen 
Energiepreise viele Fragezeichen aufwerfen. 
Rechtlich dürfen Vermieter*innen keinen 
Cent an den Betriebskosten verdienen. Sie 
sind verpflichtet, die notwendigen Leistun-
gen wie Wärmeversorgung, Müllabfuhr oder 
Gebäudereinigung günstig oder zu durch-
schnittlichen Preisen einzukaufen und die 
Kosten transparent auf alle Mieter*innen um-
zulegen. 

In der Realität finden Vermieter*innen jedoch 
manchmal andere Wege: Der Vonovia Kon-
zern, Deutschlands größter privater Vermie-
ter, hat z.B. zahlreiche Tochterunternehmen 
gegründet, die diese Betriebskosten-relevan-
ten Dienstleistungen erbringen - und Millio-
nengewinne machen (Pseudo-Insourcing). In 
2020 machte der Konzern laut dem Geschäfts-
bericht mehr als 145 Mio. Euro Gewinn aus 
“konzernintern vergebenen Leistungen.” 
 
Ein Teil von diesem Gewinn entfällt auf 
Dienstleistungen, die den Mieter*innen als 
Betriebskosten abgerechnet werden.  Außer-
dem sind die Abrechnungen der Vermie-
ter*innen oft nicht nachvollziehbar oder un-
zulässige Kosten werden auf die Mieter*innen 
umgelegt.  “Dem MieterInnenverein [Witten] 
ist seit Jahren keine Nebenkostenabrechnung 
[...] der Vonovia bekannt, die vollständig be-
legt wäre”

Link: https://www.mvwit.de/mietentribunal-
schluss-mit-der-abzocke-durch-vonovia-co/ 

“Zusammen ist es wärmer”
Ablauf einer organisierenden Nachbarschafts- 
Kampagne zu Betriebskosten
Entwurf: Tashy Endres (AG Starthilfe), juristische Prüfung: RA Carola Handwerg
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Was können wir als Mieter*innen  
also tun? 

 
Es gibt aktuell wieder linksgerichtete Sozial-
proteste in Form von Demos und verschiede-
ne medienorientierte Aufrufe und Kampag-
nen wie z.B. Genug ist Genug, die sich an die 
Bundesregierung wenden, um eine gerechte-
re Verteilung der Kosten dieser Krise zu er-
wirken. 
 
Wir begrüßen und unterstützen das, weil die 
geforderten Maßnahmen gering verdienen-
den Mieter*innen eine dringend notwendige 
Erleichterung verschaffen würden. Unserer 
Erfahrung nach braucht es jedoch ergänzend 
zu Protesten und Forderungen zum Thema 
Nebenkosten auch Selbstorganisierung von 
Mieter*innen: Organisierung, die in der Nach-
barschaft, von Wohnungstür zu Wohnungs-
tür und auf Versammlungen in Hausfluren 
oder Vereinslokalen stattfindet. Auf neu-
deutsch heißt so etwas auch Mieter*innen-
„Organizing“ und wird derzeit in sozialen Be-
wegungen viel diskutiert. Ein Ziel dabei ist, 
konkrete Erfolge zu gewinnen, hier bei den 
Betriebskosten: Durch Überprüfung mehr 
Zeit zu gewinnen, bis die Zahlungen fällig 
werden und sie zu reduzieren, wenn sie un-
zulässig in Rechnung gestellt wurden. 
Eine Art solidarische Selbstverteidigung der 
Lebensgrundlage der Nachbarschaft. Ein 
zweites Ziel ist es, dabei Vertrauen, Gruppen 
und Strukturen aufzubauen, die darüber hi-
naus bestehen bleiben, um gemeinsam auch 
anderen Herausforderungen entgegentreten 
zu können. Denn wenn wir uns als Nach-
bar*innen regelmäßig sehen, besser kennen 

und vertrauen, können wir uns auch gegen-
seitig bei anderen Problemen mit Vermie-
ter*innen, dem Jobcenter oder anderer Not 
unterstützen und das Leben in der Nachbar-
schaft schöner machen.
Durch nachbarschaftliche Organisierung 
können wir außerdem Mieter*innen errei-
chen, die bei klassischen politischen Kam-
pagnen oft außen vor bleiben: Einerseits alle 
von uns, die nicht oft Nachrichten lesen/
schauen oder vor Sprachbarrieren stehen, 
so oft weniger Informationen über unsere 
Rechte haben - oder die nicht die Ressour-
cen (Zeit, Geld, Wissen, etc.) haben um allein 
für sie einzutreten. Andererseits alle von uns, 
die nicht schon bereits der Meinung sind, 
dass die Vermögenden, Vermieter*innen und 
Unternehmen an den Kosten der Krise betei-
ligt werden müssen: Das Gespräch beginnt an 
der Wohnungstür bei den Betriebskosten und 
kann schnell zu den weitergehenden Ursa-
chen, Lösungsansätzen und ggf. Beteiligung 
an Forderungen und Kampagnen führen. 
 
Das zusammen tun, das gemeinsame Nach-
denken und Handeln mit mehr Nachbar*in-
nen kann auch den Diskurs-orientierten 
Kampagnen für Umverteilung und soziale Ge-
rechtigkeit mehr Zuspruch ermöglichen, der 
über reine Medienarbeit nicht herstellbar ist. 
Mehr und ganz unterschiedliche Menschen 
zu gewinnen, baut einen vielfältigeren nach-
barschaftlichen Zusammenhalt auf - und öff-
net Räume für politisches Handeln von Men-
schen, die sonst in den Medien selten gehört 
werden. Außerdem kann durch dieses Vorge-
hen politischer Druck nicht nur auf politische 
Entscheidungsträger*innen aufgebaut wer-
den, sondern auch auf Unternehmen. Denn 
es gilt auch Vermieter*innen, insbesondere 
die großen Immobilienkonzerne mit ihren 
Milliardengewinnen, an den Kosten dieser 
Krise zu beteiligen.

Was hat das mit Vergesellschaftung 
zu tun?

Wir müssen ernst nehmen: Das Thema 
brennt den Mieter:Innen auf den Nägeln. 
Wenn sie wegen Betriebskosten Mietschul-
den aus der Wohnung fliegen, hilft ihnen 
auch eine Vergesellschaftung in fünf Jah-
ren nichts. Wenn wir uns mit anderen 
Mieter:innen zur „Zweiten Miete“ organisie-
ren,  widersprechen wir den Gewinnen und 
der Misswirtschaft der Vermieter:innen. 
Es ist ein weiterer Weg, den Mieter:innen 

Betriebskosten-Belegsprüfung an einem lauen Sommer-
abend am Kotti © Georgios Thodos
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und der Öffentlichkeit klarzumachen: Bei 
den profitorientierten Vermieter:innen sind 
unsere Wohnungen in keiner guten Hand.  
Auf dem Weg nehmen wir im Kleinen vorweg, 
was wir im Großen fordern: die Wiederaneig-
nung der Häuser und die demokratische Kon-
trolle über die Weise, wie sie bewirtschaftet 
werden. 

 
Und in dem Prozess können wir Vertrauen 
und Strukturen mit den Mieter:innen aufbau-
en, vor allem in den Beständen der Enteig-
nungskandidat:innnen. Ausgehend von dem 
konkreten Problem können wir so sicherlich 
auch neue Mitstreiter:innen für die Lösung 
gewinnen: die Vergesellschaftung der Häu-
ser. 

Wie gelingt Organisierung mit einem 
so drängenden und gleichzeitig so 
kleinteiligen bürokratischen Thema 
wie Betriebskosten?  
Wie kann sichergestellt werden, dass 
wir, wenn wir uns beteiligen, keine 
Gefahr laufen, unsere Wohnung zu 
verlieren?  
Und wie kann die vereinzelnde Logik 
des Mietrechts durch kollektive  
Prozesse überwunden werden? 

Der folgende Leitfaden versucht 
praktische Antworten auf diese 
Fragen zu geben. 

 
 

Der Kampagnenablauf und die Materialien be-
ruhen auf den Erfahrungen, die Tashy Endres, 
Giorgos Thodos und RA Carola Handwerg ge-
sammelt haben, als sie 2014/15 im Rahmen 
der Mieter:inneninitative  Kotti & Co eine 
Nachbarschaftskampagne zu Betriebskosten 
organisiert haben, an der sich 170 Haushalte 
in den Sozialwohnungen am Kottbusser Tor in 
Berlin beteiligt haben. Wir haben den Ansatz 
2022 leicht updated, basierend auf aktuellen 
juristischen Einschätzungen, die RA Carola 
Handwerg in laufender Beratungspraxis und 
RA Manfred Grimm in der Auseinandersetzung 
mit Betriebskosten im Kontext von VoNO!via 
Köln erarbeitet haben sowie Erfahrungen, die 
Aktive der Schönefelder Höfe in Leipzig ge-
sammelt haben. Als AG Starthilfe haben wir 
im Oktober 2022 gemeinsam mit dem Berliner 
Mieterverein und Movement Hub eine Betriebs-
kosten-Werkstatt organisiert, bei der die Teil-
nehmenden Ideen für den Gesprächsleitfaden, 
den Ablauf von Haus- und Nachbarschafts-
versammlungen und zu anderen Aspekten 
des Kampagnenablaufs einbringen konnten.  
Wir hoffen, dass ihr die Kampagnenmateria-
lien hilfreich findet. Ihr könnt sie auch gern 
außerhalb von DWE verwenden, wenn ihr mit 
Creative Commons auf die Quelle verweist 
mit CC BY-NC-SA 2.0 DE: Namensnennung 
(AG Starthilfe, DWE) – Nicht-kommerziell – 
Weitergabe unter gleichen Bedingungen.

Wir entwickeln die Materialien kontinuierlich 
weiter und bitten euch, uns von euren  
Erfahrungen zu berichten und freuen uns  
über Feedback! Bitte schreibt uns an  
betriebskosten-starthilfe@dwenteignen.de
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Rollenbeschreibungen: 
 
Bevor wir mit dem Ablauf beginnen, hier ein 
paar Worte zu den verschiedenen Rollen in-
nerhalb der Kampagne. Die Rollen werden 
sicher im Prozess ineinander übergehen (z.B. 
hoffentlich immer mehr Mieter:innen zu An-
sprechpersonen und zu Organizer:innen wer-
den) diese Beschreibung soll jedoch sche-
matisch Orientierung schaffen. So könnt ihr 
verbindliche, klare Absprachen zu den Rollen 
treffen und euch auch selbst immer wieder 
fragen: bin ich gerade noch in der Rolle, in 
der ich sein möchte oder die ich abgespro-
chen habe? 

Organizer:innen:
Im Fall von DWE sind Organizer:innen Teil 
von einem Kiezteam und wahrscheinlich für 
einen Bezirk oder eine bestimmte Siedlung 
zuständig. Aufgabe der Organizer:innen ist: 
während der gesamten Zeit den Überblick 
bewahren und die Organisierungs-Prozesse 
am Laufen halten; neue Leute gewinnen mit-
zumachen und diese (informell) ausbilden 
damit sie das tun können; die Infrastruktur 
bauen, die es anderen Leuten, die vielleicht 
weniger Zeit oder Erfahrung haben, ermög-
licht, selbst aktiv zu werden und Verantwor-
tung zu übernehmen. 

Wir haben unseren Job richtig gut gemacht, 
wenn durch den Organisierungsprozess 
immer mehr Leute mitmachen, mehr Sachen 
selbst machen können, mehr Verantwortung 
und Handlungsfähigkeit erlangen und wir Or-
ganizer:innen immer überflüssiger werden.

  
Ziel ist es, so wenig wie möglich, so viel wie 
nötig zu machen: vermeidet unbedingt in 
einen Stellvertreter:innen-Modus zu rutschen 
und etwas „für“ die Mieter:innen zu machen. 
Das ist eher hinderlich für Organisierung und 
macht Leute passiv. Lasst Leute aber auch 
nicht in einer überfordernden Situation allein 
(das ist auch demotivierend), sondern stellt 
sicher, dass sie das notwendige Wissen und 
die Erfahrung haben, bevor sie etwas allein 
übernehmen. 

Es ist besonders gut, Aufgaben mit anderen 
zusammen zu übernehmen und der anderen 
Person ein „Training on the Job“ zu geben, 
damit sie es das nächste Mal allein machen 
kann. Sobald jemand anderes eine Aufgabe 
übernehmen kann, tretet zurück und lasst 

ihnen den Vorrang – mit klaren Absprachen 
bis wann sie die Aufgabe erledigen, dass ihr 
zum vereinbarten Zeitpunkt nachfragt, ob es 
erledigt ist oder Unterstützung benötigt wird 
und dass ihr für jegliche Fragen ansprech-
bar seid.. Überhaupt seid ihr ein wandelndes 
informelles Trainingsprogramm, ohne das 
jemals raushängen zu lassen. 

Wie ihr sprecht, wie ihr Dinge angeht, sollte 
immer eine beiläufige Vorbildfunktion sein, 
ohne das jemals explizit zu machen. Jede 
Interaktion zwischen euch und den Mieter:in-
nen sollte dazu beitragen, dass Leute ge-
stärkt, selbstbewusster, handlungsfähiger 
und orientiert sind. Es liegt in der Natur der 
Sache, dass ihr (hoffentlich) ein bisschen 
mehr Erfahrung und Wissen habt. 
 
Lasst das Leute jedoch nicht spüren, son-
dern stellt sie bescheiden zur Verfügung. 
Die Organizer:in sollte nicht nur die Person 
im Raum sein mit der meisten Erfahrung, 
sondern auch die zurückhaltendste und be-
scheidenste. Organizer*innen sind nicht die 
Chef:innen, sondern eher das Dienst- Trai-
nings- und Bodenpersonal im Hintergrund, 
damit andere Leute Fliegen können ;) 
 
Unterstützt euch auch gegenseitig als Orga-
nizer:innen: schafft euch Räume zum Aus-
tausch und gebt euch gegenseitig den emo-
tionalen Support und die Schulung, die ihr 
braucht. Arbeitet immer in Teams, um euch 
gegenseitig zu unterstützen. Je mehr Spra-
chen ihr in einem Team sprecht, je mehr 
unterschiedliche Erfahrungen in Klassen- 
und Geschlechterverhältnissen, Rassismus, 
Alter oder geistigen und körperlichen Fähig-
keiten ihr mitbringt, umso mehr und umso 
unterschiedlichere Leute könnt ihr erreichen. 

Das ist entscheidend wichtig. Wenn ihr 
aus dominanten Rollen in der Gesellschaft 
kommt, setzt euch aktiv damit auseinander, 
was diese Dominanz mit anderen Menschen 
macht und versucht aktiv, dagegen an zu wir-
ken und gebt Raum, Sichtbarkeit und Zent-
ralität an marginalisierte Menschen ab, wo 
möglich. Beim Organizing geht es darum, 
dass Menschen politische Handlungsfähig-
keit entwickeln, die das nicht schon ohnehin 
die ganze Zeit haben.  
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Wichtige technische Verantwor- 
tungen der Organizer:innen in 
 dieser Kampagne:

 ● lückenlose Dokumentation allen Schrift- 
 verkehrs (Belegeinsichts-Schreiben,  
 Terminvereinbarungen, Widersprüche,  
 ggf. Antworten der Vermieter  etc.) 

 ● streng vertrauliches Sammeln und  
 kontinuierliches Verwalten / Updaten  
 aller personenbezogenen Daten  
 (Kontaktdaten, wer sich an welchem  
 Schritt der Kampagne beteiligt hat etc. 

Anwält*innen:
Für eine organisierenden Kampagne zu Be-
triebskosten solltet ihr euch unbedingt eine 
Anwält:in suchen, die Zeit und Lust hat, den 
gesamten Prozess zu begleiten, von der ers-
ten Hausversammlung bis zur evt. Klage – und 
noch wichtiger: die offen ist, sich in organisie-
rende Logiken einzuordnen. Denn die meis-
ten Anwält:innen sind es gewohnt, der indivi-
dualisierenden Mietrechtslogik zu folgen und 
selbst dabei als Dreh- und Angelpunkt im Mit-
telpunkt zu stehen. 

Ohne dass Anwält:innen das wollen, verhin-
dern sie so oft das Entstehen von Gruppen 
und gemeinsames Handeln. Daher gilt es An-
wält:innen zu finden, die Lust haben, das mal 
anders zu machen: sich ähnlich wie die Orga-
nizer:innen im Hintergrund zu halten, sich als 
unterstützende Person mit einer spezifischen 
Rolle (Rechtsexpertise) neben vielen anderen 
Rollen zu sehen. Auf Versammlungen ist es 
wichtig, dass sie so wenig wie möglich spre-
chen: meist können nicht-Jurist:innen ohnehin 
in einfacheren Worten erklären, was Betriebs-
kosten sind und was die nächsten Schritte 
sind. 

 
Sie sollten nur im Hintergrund die ganze Zeit 
anwesend sein, um sicherzustellen, dass keine 
Missverständnisse aufkommen, jeden Schritt 
aus juristischer Perspektive zu begleiten, und 
den Mieter:innen Sicherheit zu vermitteln. So 
merken die Mieter:innen: Zu seinem Recht zu 
kommen ist keine Dienstleistung, die an je-
mand anderen abgegeben werden kann (egal 
wie kompetent diese Person zu sein scheint), 
sondern nur durch einen kollektiven Prozess 
zu erreichen, in dem es auf jede Einzelne an-
kommt. Mietrecht vereinzelt – und Rechtspre-
chung gibt uns oft nicht Recht. 

Viele Menschen haben überhaupt keinen 
Zugang zum Rechtssystem, aufgrund von 
Sprachbarrieren und traumatischen Erfahrun-
gen mit Behörden. Das Recht auf Stadt lässt 
sich nicht individuell durchsetzen, sondern 
nur gemeinsam mit unseren Nachbar:innen. 
Und dafür muss der Organisierungsprozess 
im Vordergrund stehen: das Kennen-Lernen, 
Beziehungs- und Vertrauensaufbau, politi-
sches Verstehen und gemeinsames Handeln, 
Spaß haben und gemeinsames Selbstbewusst-
sein. Anwält:innen, die es verstehen, genau 
dazu beizutragen und die juristische Exper-
tise dafür im Hintergrund zur Verfügung zu 
stellen sind rar aber sooooo wertvoll und tat-
sächlich unersetzlich :) 

Hausgemeinschaft/ 
Ansprechpersonen:

Die Ansprechpersonen sind verantwortlich 
dafür, den Überblick und die Kommunika-
tion in dem Haus oder der Nachbarschaft 
aufrecht zu halten, wo sie Verantwortung 
übernommen haben: Die Kommunikation in-
nerhalb des Hauses bzw. der Nachbarschaft 
und zwischen Nachbar:innen und Organi-
zer:innen. Das heißt, Leute zu Versammlun-
gen, Festen oder anderen Aktionen einzula-
den, die die Hausgemeinschaft gemeinsam 
beschließt und organisiert; nachzufragen, wo 
Leute gerade stehen, den Organizer:innen Be-
scheid sagen, wenn im Haus/Nachbarschaft 
Briefe der Hausverwaltung eingetroffen sind 
etc. Wenn ihr Lust und Zeit habt, könnt ihr 
Schritt für Schritt auch immer mehr Aufga-
ben der Organizer:innen lernen und überneh-
men und zu Organizer:innen werden.  

Mieter*innen: 
Mieter*innen können sich ganz unterschied-
lich einbringen, je nach Zeit und Lust:  
Das Minimum ist: behaltet einen Überblick 
über eure Unterlagen und sagt der Ansprech-
person oder Organizer:in sofort Bescheid, 
wenn ihr Post von der Hausverwaltung, Ver-
mieter:in, Gerichten oder anderen relevanten 
Stellen erhaltet. Kommt zu Versammlungen 
in eurem Haus und bringt euch so viel oder 
wenig ein, wie ihr mögt. Das wichtige ist, 
dass ihr kommt. 

Wenn ihr mehr Zeit und Lust habt: Ihr könnt 
Kaffee kochen oder Kuchen backen oder an-
dere Unterstützung für die Versammlungen 
– oder ein Haus-Fest organisieren. Einfach da 
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sein, freundlich sein und Beziehungen zu den 
Nachbar:innen aufbauen ist Gold wert. Das 
ist super wichtig für die gute Stimmung und 
den Zusammenhalt. Wenn es Demos oder 
Aktionen gibt, könnt ihr kommen und euch 
einbringen, wenn ihr wollt. Ihr könnt Nach-
bar:innnen beim Ausfüllen von Formularen 
unterstützen und selbst um Unterstützung 
bitten. Ihr könnt euch gegenseitig zu Termi-
nen bei der Hausverwaltung, Gerichten oder 
Ämtern begleiten (z.B. Wohngeldamt, Job-
center etc.) so ist niemand allein, man fühlt 
sich sicherer und es macht mehr Spaß. Wenn 
ihr mögt, könnt ihr die Anprechpersonen in 
deren Aufgaben unterstützen oder immer 
mehr in diese Rolle reinwachsen. 

Kampagne (BKKG – Betriebskosten-
Kampagnen-Koordinations-Gruppe ;):

 
Aufgabe der Kampagnenkoordination ist es, 
die Kampagnenmaterialien zu erstellen und 
upzudaten, ansprechbar zu sein für Fragen 
der Organizer:innen, Vorschläge zu machen, 
wie die Betriebskostenkampagne mit ande-
ren Kampagnen zusammenwirken können 
(z.b. mit Genug ist Genug, Umverteilen etc.). 
Trainings und Austauschräume für die Orga-
nizer:innen zu unterstützen, in denen die Ak-
tivitäten in den verschiedenen Bezirken re-
flektiert und ggf. koordiniert werden können.

Alle Organizer:innen innerhalb von DWE sind 
herzlich eingeladen, sich in die BKKG Gruppe 
einzubringen. Der Chat dafür ist: 
https://t.me/+LEWMTOec2CZiOTdi 

Phase 0: AUF DIE PLÄTZE…
Fokus >> Vorbereitung der Kampagne &  
Materialien
Zeitraum: 2014-22 ;)

Kampagne: 
 ● In dieser Phase haben wir die Erfahrun- 

 gen gesammelt und aktualisiert, Feed- 
 back eingeholt und zur Verwendung  
 aufbereitet: Die Struktur und Materia- 
 lien beruhen auf Erfahrungen, die 2014/15  
 in einer organisierenden BK-Kampagne  

 bei Kotti & Co gesammelt wurden. Diese  
 haben wir durch aktuellen juristische und  
 organisierende Erfahrungen ergänzt und  
 im Rahmen einer Betriebskosten-Werk- 
 statt von AG Starthilfe, Berliner Mieter- 
 verein und Movement Hub von zahl- 
 reichen Aktiven Feedback und Input  
 eingeholt. 

 ● Das hat innerhalb von DWE Wissen und  
 auch Motivation zur Beteiligung an  
 dieser organisierenden Kampagne auf 
 gebaut. Im Anschluss haben mehrere  
 Kiezteams Interesse geäußert, in ihren  
 Bezirken zu Betriebskosten zu  
 organisieren. 

 ● Das Kampagnen-Paket umfasst: 

 ■ Ablauf der organisierenden Kampagne  
 „Zusammen ist es wärmer“ zu Heiz-  
 und Betriebskosten (Diagramm & Text)

 ■ Gesprächsleitfaden Haustürgespräche

 ■ Ablauf Haus-/ 
 Nachbarschaftsversammlung 

 ■ Musterschreiben Belegeinsicht  
 (Versionen kollektiver Briefbogen und  
 separate Bögen)

 ■ Präsentation Input Organisierende  
 Betriebskostenkampagne Kotti & Co  
 2014/15 (Tashy Endres & Giorgos  
 Thodos 

 ■ Dokumentation Input juristischer  
 Hintergrund Betriebskosten (Manfred  
 Grimm)

 ■ Excel Tabellenvorlage, um während  
 der Kampagne den Überblick zu  
 behalten und die Daten zu verwalten

 ■ Zusätzlich findet ihr Informationen,  
 wie ihr in 5 Schritten eine  
 Mieter:innen-Initiative gründen  
 könnt, in der Broschüre der AG  
 Starthilfe: „Zusammen Tun – Wie wir  
 uns gemeinsam gegen den Mieten- 
 wahnsinn wehren können“: 

 ■ tinyurl.com/DWEStarthilfeBroschuere
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Phase 1: … fertig …. 
Fokus >> Kampagne öffentlich machen,  
Organizing-Teams festigen & schlaumachen, 
Kontakte in Nachbarschaften aufbauen, um 
herauszufinden: Wann werden wo die  
Abrechnungen zugestellt?
 
Szenario A) 
ab jetzt bis zu Zustellung der BK Abrechnung 
in den Siedlungen, in denen ihr euch organi-
sieren möchtet.

Szenario B) 
Falls die Briefe schon zugestellt sind, ihr aber 
noch in der 4 Wochen-Frist seid, innerhalb 
derer Mieter:innen entweder zahlen müssen 
oder Belegeinsicht fordern können: Phase 1 
und 2 fallen für euch zusammen! Versucht so 
gut es geht, beides parallel zu machen! 

Szenario C) 
Falls die Betriebskostenabrechnungen be-
reits vor mehr als 4 Wochen zugestellt wur-
den, könnt ihr trotzdem noch gemeinsam 
Belegeinsicht fordern – nur müsst ihr mit ei-
ne:r Anwält:in besprechen, ob ihr noch die 
Zahlung zurückbehalten könnt. Denn wenn 
innerhalb der Zahlungsfrist weder gezahlt, 
noch Belegeinsicht gefordert wird, können 
die Vermieter:innen das als Mietschulden 
werten. Wenn das Angebot zur Belegeinsicht 
von den Vermieter:innen nicht zeitlich be-
schränkt wird, kann auch später Belegein-
sicht genommen werden und es kann auch 
später ein Zurückbehaltungsrecht auslösen – 
aber das muss man unbedingt im Einzelfall 
mit eine:r Anwält:in besprechen! 

 
Auch ohne Zurückbehaltung könnt ihr alle be-
schriebenen Phasen durchlaufen, bloß wird 
es keine aufschiebende Wirkung für die Zah-
lungen haben und es wird schwieriger aber 
nicht unmöglich, Geld zurück zu fordern.  
Ggf. lohnt es sich, dieses Jahr die Energie in 
die Organisierung in einem anderen Haus / 
Siedlung fließen zu lassen, in der die Frist 
noch nicht abgelaufen ist. Aber ihr könnt 
schon jetzt  in allen Häusern Kontakte knüp-
fen, die euch im nächsten Jahr frühzeitig Be-
scheid sagen, wenn die Briefe zugestellt wer-
den ( und im nächsten September nachfragen 
;). Im nächsten Jahr werden leider noch dras-

tischere Erhöhungen erwartet. 

Ablauf (Szenario A)
In dieser Zeit gilt es, sich auf die erste Heiße 
Phase vorzubereiten: Ab dem Moment, in dem 
Mieter:innen den Brief mit der Betriebskos-
tenabrechnung erhalten, haben sie nur ca. 
4 Wochen, um die Nachzahlungen für das 
vergangene Jahr zu bezahlen und die Vor-
auszahlungen für die jetzigen Monate an-
zupassen – ODER anstatt dessen die Zah-
lungen erst einmal behalten dürfen, weil 
sie innerhalb dieser Zeit  „Belegeinsicht“ 
fordern. Belegeinsicht fordern bedeutet, ge-
meinsam mit möglichst vielen Nachbar:innen 
der Hausverwaltung einen Brief zu schrei-
ben, dass man alle Dokumente und Nach-
weise (=Belege) sehen möchte, die mit der 
Betriebskostenabrechnung zu tun haben.  

Aber wenn wir erst anfangen uns zu organi-
sieren, wenn die Hausverwaltung bereits die 
Briefe mit der Betriebskostenabrechnung ge-
schickt hat, ist es meist zu spät, um inner-
halb dieser 4 Wochen viele Nachbar:innen 
flächendeckend zu erreichen, zu informieren 
und gemeinsam zu handeln.. Daher gilt es in 
der ersten Phase: So viele Leute & Wissen 
zu sammeln, Gruppen, Kontakte  und Kom-
munikationskanäle aufzubauen wie möglich, 
damit ihr bereit und „in den Startlöchern“ 
sitzt, wenn die Briefe der Hausverwaltungen 
dann bei den Nachbar:innen ankommen. Das 
bedeutet konkret als Aufgaben für die 

Kampagne & Organizer:innen: 
 ● Die Kampagne bekannt machen, um  

 Mitstreiter:innen zu gewinnen, die  
 Interesse und Kapazitäten haben, z.B.  
 die  Rollen der Organizer:innen für  
 unterschiedliche Siedlungen oder Bezirke  
 zu übernehmen oder Hausansprech- 
 partner:innen zu sein.  

 ● Sich gegenseitig schlauer machen:  
 über Betriebskosten und den Ablauf der  
 Kampagne, die unterliegenden Probleme  
 der Betriebskosten und Energiekrise etc. 

 ● Ganz praktisch Organizing-Handwerks- 
 zeug üben, wie Haustürgespräche – und  
 dabei Ansprechpersonen gewinnen, die  
 euch bescheid sagen, sobald die  
 Abrechnungen zugestellt werden. 

 ● Euch Rechtsanwält:innen suchen, mit  
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 denen ihr während der Kampagne zusam- 
 menarbeitet. Ihr solltet vorher ganz  
 explizit fragen, ob sie offen sind, sich  
 jenseits der juristischen Logik auf die  
 organisierende Logik einzulassen  
 (mehr dazu später) 

 ● Info-Materialien wie Info-Flyer, Aushänge  
 für Versammlungen etc. in mehreren  
 Sprachen vorbereiten

 ● Ein möglichst diverses Team werden  
 und falls euch Sprachkenntnisse in  
 wichtigen Sprachen wie Türkisch,   
 Arabisch, Russisch, Polnisch fehlen,  
 Leute finden, die bereit sind, während  
 der ersten Ansprachen und  
 Versammlungen zu übersetzen. 

 ● Team bildende Maßnahmen machen  
 wie: sich kennenlernen, Spaß  
 miteinander haben, Vertrauen aufbauen. 

Phase 2: …los! 
Fokus: Möglichst viele Nachbar:innen  
erreichen, für die Beteiligung gewinnen und 
innerhalb der 4 Wochenfrist gemeinsam  
Belegeinsicht fordern:

  
Crunch-Time! 4 Wochen zwischen Erhalt der 
Betriebskosten-Abrechnung und Forderung der 
Belegeinsicht

Mieter:innen & Ansprechpersonen: 

 ● sobald die Abrechnungen zugestellt  
 wurden, sagen sie dem Organizing  
 TeamBescheid

 ● sprechen mit ihren Nachbar:innen  
 darüber und laden zur Versammlung ein.

Organizer:innen & Ansprechpersonen:
 ● berufen so schnell wie möglich eine  

 Haus- oder Siedlungsversammlung ein.

 ● Laden durch Haustürgespräche zur  
 Versammlung ein. Das ist das effektivste  
 Mittel zur Einladung, da die meisten  
 Nachbar:innen ein persönliches Gespräch  
 brauchen, um Vertrauen zu fassen, zu  
 einer Versammlung zu kommen.  

Haustürgespräche: 

Einen Leitfaden mit Vorschlägen für die Haus-
türgespräche findet ihr in den Materialien. Sie 
können z.B. 3 Phasen folgen: 

 ● sich in einem Satz vorstellen und dann:

1. Emotion. Anliegen herausfinden: 
 Fragen stellen, aufmerksam zuhören:  
 Wo stehen die Mieter:innen mit den  
 Betriebskosten? Was bedeutet das für  
 sie und wie fühlen sie sich?  
 Was wollen sie tun?

2. Hoffnung. Plan vorstellen:  
 wir können gemeinsam etwas dagegen  
 tun - Belegeinsicht fordern, die Zahlung  
 aufschieben oder evt. sogar reduzieren  
 und uns gegenseitig dabei unterstützen

3. Aktion. Verbindliche Absprachen  
 treffen und erste gemeinsame Schritte:  
 Kommst du zur Hausversammlung?  
 Kannst du weiteren Nachbar:innen  
 Bescheid sagen und sie mitbringen?  
 Gibst du mir deine Telefon-Nr. und willst  
 du meine, damit wir in Kontakt bleiben  
 können… etc.

Alle Nachbar:innen bitte, ihre Betriebeskosten-
abrechnung zur Hausversammlung mitzubrin-
gen, am besten schon kopiert! Die Anwältn:in-
nen brauchen sie später, um die Belege und 
Abrechnungen zu prüfen. 

 ● Für die Haustürgspräche gehen die  
 Organizer:innen und Ansprechpersonen  
 am besten zu zweit durch das Haus –  
 so dass eine Person dabei ist, die in  
 diesem Haus wohnt und die die Nach- 
 bar:innen mindestens schon vom Sehen  
 kennen. Geht in einem möglichst  
 diversen Team:  mindestens eine Frau*,  
 möglichst viele Sprachen und Erfah- 
 rungshintergründe. Das alles erleichtert  
 Vertrauensaufbau und Kommunikation.

 ● PS: es ist hilfreich diese Struktur zu  
 haben, aber jedes Gespräch ist die Kunst,  
 Verbindung mit genau der einzigartigen  
 Person herzustellen, die vor einem steht.  
 Daher: rattert bitte nicht mechanisch  
 die Punkte durch, sondern haltet bei  
 jedem Kontakt kurz inne, schaut, wer da  
 vor euch steht und was wohl der Tonfall,  
 die Worte und Haltung sind, die genau zu  
 ihr:ihm eine Brücke von Vertrauen bauen  
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 könnten. 

 ● Have Fun!

 ● Ergänzend könnt ihr Infoflyer in die  
 Briefkästen stecken und Aushänge im  
 Hausflur aufhängen (Achtung: die werden  
 meist von der Hausverwaltung und  
 Reinigungskräften sehr schnell entfernt –  
 ggf. nachhängen) 

Haus- / Nachbarschafts- 
versammlung: 

Anwält:innen: 
 
Die meisten Anwält:innen sind herkömmli-
che Hausversammlungen zu Betriebskosten 
gewöhnt: Als Rechtsanwält*innen halten sie 
lange Vorträge über Betriebskosten und/oder 
beraten  Leute einzeln. Anschließend gehen 
die Leute einzeln nach Hause gehen. Wenn 
man nur juristisch vorgeht, werden wir alle 
zu mietrechtlichen Einzelfällen. Die Kunst ist 
also, ein Treffen nach einer „organisierenden 
Logik“ zu moderieren, sodass dabei Vertrau-
en, Beziehung, Orientierung und Organisa-
tion entstehen können. Es ist sehr wichtig, 
bei der Hausversammlung, wie bei jedem 
Schritt Betriebskostenkampagne eng mit 
Rechtsanwält*innen zusammenzuarbeiten, 
um juristische Risiken zu vermeiden. Aber 
für eine erfolgreiche organisierende Kampa-
gne müssen Rechtsanwält*innen etwas von 
ihrer oft vertrauten Rolle ablegen, im Mittel-
punkt der Aufmerksamkeit zu stehen. Sonst 
verhindern sie ungewollt den Gruppenaufbau. 
(siehe Rollenbeschreibung)  

 ● In der Versammlung gilt es daher, dass  
 sie so wenig sprechen wie möglich. Nur  
 wenn es Missverständnisse oder explizite  
 Fragen zu juristischen Aspekten gibt.  
 Ihre Aufgabe ist: den Mieter:innen einer- 
 seits das Gefühl von Sicherheit zu  
 vermitteln, andererseits klar zu machen:  
 es geht um euch, darum, dass ihr euch  
 organisiert. 
 

 ● Meist können die Organizer:innen als  
 Nicht-Jurist:innen ohnehin in einfacheren  
 Worten erklären, was Betriebskosten sind  
 und was die nächsten Schritte sind.  
 Anwält:innen und Organizer:innen sollten  
 das im Vorfeld der Versammlung üben  
 und klare Rollenverteilungen für die  
 Versammlung absprechen. 

Organizer:innen: 
 

 ● Im Vorfeld der Versammlung klären: 

 ■ Moderationsteam & Ablauf festlegen,  
 in Rücksprache mit Anwält:innen und  
 Ansprechpersonen 

 ■ wer koordiniert die Beleg-Einsichts- 
 Termine? Dieser Name mit Adresse  
 und email-Adresse  muss in die  
 Musterbriefe zur Belegeinsicht einge- 
 tragen werden, damit die Vermieter:in- 
 nen dieTerminvorschläge auch an die  
 koordinierende Person schicken. Auf  
 der Versammlung sollte sich diese  
 Person kurz vorstellen und ihre  
 Kontaktdaten allen Mieter:innen   
 geben, sodass diese sich mit Nach- 
 fragen an sie wenden können. 

 ● kopiert mitbringen: 

 ■ Flipchart für Überblick Treffen

 ■ vereinfachte Darstellung Ablauf  
 Betriebskostenkampagne  
 (Phasen, Zeiten und was Mieter:innen  
 darin jeweils tun sollten)

 ■ Musterbrief Belegeinsicht

 ■ Interne Datenerfassungsbögen

 ■ Eintrittsformulare Mieterverein

 ● Moderieren der Versammlung

 ● ggf. gemeinsam mit den Ansprechper- 
 sonen, sodass diese die Moderation im  
 Vorfeld und während dessen lernen  
 können, wenn sie wollen. 

 ● Vorschläge zum Ablauf findet ihr in den  
 Materialien. Sie kann ebenfalls nach  
 den 3 Phasen organisiert werden. Z.B. :

 ■ 1. Emotion. Beziehung aufbauen und  
 Anliegen klären:  
 Alle Nachbar*innen werden einge- 
 laden, sich in 1-2 Sätzen vorzustellen,  
 zu erzählen, wie es ihnen mit der  
 Situation geht und was sie gern dazu  
 tun möchten. Dabei stehen Betriebs 
 kosten im Vordergrund. Die  
 Organizer:innen hören jedoch auch  
 genau zu, ob es andere dringende  
 Themen gibt (z.B. Mietmängel,  
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 Modernisierungspläne oder  
 rassistische Diskriminierung)

 ■ 2. Hoffnung. Plan vorstellen:  
 Wir erklären in in einfachen Worten,  
 was Betriebskosten sind, stellen den  
 Plan vor, wie wir gemeinsam gegen die  
 hohen Kosten handeln können und  
 ergänzen den Plan mit den Vor- 
 schlägen der Nachbar*innen. 

 ■ 3. Aktion. Verbindliche Absprachen,  
 erste gemeinsame Schritte und  
 Aufgabenverteilung:  
 mit Hilfe von vorformulierten und  
 kopierten Musterbriefen (siehe  
 Materialien) fordern  wir vom Ver- 
 mieter „Belegeinsicht“ in alle  
 Dokumente, die der Betriebskostenab- 
 rechnung zugrunde liegen.  
 Mieter*innen gewinnen damit Zeit:  
 Wenn man eine Nachzahlungsforde- 
 rung erhält und dann innerhalb von  
 vier Wochen Belegeinsicht fordert,  
 muss man die Nachzahlungen erst 
 vier Wochen nach der vollständigen  
 Belegeinsicht bezahlen (Zurückbe- 
 haltungsrecht). Dieser Einsicht-Termin  
 kann manchmal mehrere Monate auf  
 sich warten lassen. Und auch dann  
 muss man nur für die Posten zahlen,  
 die vollständig belegt und korrekt be- 
 rechnet sind. Dazu später mehr. 

 ● Empfehlen: unbedingt das Geld zur   
 Seite legen, wenn möglich, sodass keine  
 Not entsteht, falls es zu späterem  
 Zeitpunkt gezahlt werden muss…  
 Leute, die Leistungen vom Jobcenter oder  
 Grundsicherungsamt beziehen, sollten  
 das Amt über die Abrechnung informie- 
 ren mit dem Hinweis, dass die Belege  
 erst geprüft werden müssen. Das  
 beschleunigt später die Zahlung, falls  
 notwendig. 

 ● Die Organizer:innen sammeln alle  
 Kontaktdaten der Mieter:innen, die sich 
 beteiligen wollen sowie zusätzlicher  
 Informationen – etwa ob eine Rechts- 
 schutzversicherung besteht oder eine  
 Mitgliedschaft in einem Mieterverein o.ä.  
 (siehe Datenbogen in Kampagnen- 
 Materialien) 
 

 ● Organizer:innen & Ansprechpersonen:   
 sammeln Kopien der BK-Abrechnungen  
 von allen Mieter:innen ein. Wenn diese  

 keine Kopie dabei haben, die Originale  
 abfotografieren und dokumentieren,  
 unter Namen in Unterlagen ablegen.!! 

 ● Allen Mieter:innen empfehlen, in einen  
 Mieterverein (z.B. BMV) einzutreten. Aus  
 zwei Gründen:  
 1. Die Belege werden von den meisten  
 Mietervereinen als Beratungsdienst- 
 leistung sofort ab Eintritt geprüft  
 (vor Eintritt nachfragen!!).  
 2. In den meisten Mitgliedschaften ist  
 auch eine Rechtschutzversicherung  
 enthalten. Dieser Rechtschutz für  
 Gerichtsprozesse gilt erst ab einer  
 Sperrfrist (von Verein zu Verein unter- 
 schiedlich). Wenn Mieter:innen erst  
 eintreten oder eine Rechtsschutzversi- 
 cherung abschließen, wenn sie die  
 Betriebeskostenabrechnungen bereits  
 erhalten haben, dann greift der Prozess- 
 Rechtsschutz erst ab der Betriebskosten- 
 Abrechnung im nächsten Jahr. 

 ● Auf den Treffen lernen wir uns als  
 Nachbar*innen gegenseitig kennen,  
 übernehmen konkrete Aufgaben, werden  
 Teil einer Gruppe und können uns  
 emotional, aber auch ganz praktisch  
 unterstützen, z.B. mit Informationen  
 darüber, wo man Hilfen und Zuschüsse  
 für die Energierechnung erhalten kann  
 oder uns gegenseitig beim Wohngeld- 
 antrag helfen oder zum Jobcenter  
 begleiten.  

 ■ Auf dem Treffen können wir außerdem  
 gemeinsam über die Ursachen der  
 Probleme sprechen. Hier können  
 Verbindungen zu weitergehenden  
 Forderungen und anderen Kampagnen  
 aufgezeigt werden. Man kann sich  
 verabreden, gemeinsam zu einer Demo  
 zu gehen oder andere Aktionen zu  
 machen.  

 ■ Auch die Übergabe der Schreiben an  
 die Vermieter*innen kann zum  
 kollektiven Moment werden: Sie  
 können mit einer Demo zum Firmen- 
 hauptsitz übergeben werden – und mit  
 einer Öffentlichkeitskampagne  
 begleitet werden. 

Zustellung, Dokumentation und 
Kopie Beleg-Einsichts-Forderungs-
Schreiben:
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Organizer:innen (ggf. mit Unterstützung  
Ansprechpersonen!):

Achtung: Terminsache. Keine Zeit verlieren!  
Am gleichen oder nächsten Tag nach der  
Haus/Nachbarschaftsversammlung: 

A) wenn Hausverwaltung eine Repräsentation in 
der Stadt hat

 ● gesammelte Briefe dorthin bringen und  
 jeden einzelnen Brief mit datiertem  
 Eingangsstempel versehen lassen und  
 Kopie des gestempelten Schreibens  
 geben lassen. 

 ● Dieses gestempelte Exemplar ein  
 zweites Mal kopieren:

 ■ Eine Kopie in Dokumentation der  
 Kampagne für Überblick abheften

 ■ Eine Kopie bei jeweiliger:m Nachbar:in  
 in Briefkasten werfen, damit diese ihre  
 vollständigen Unterlagen selbst haben. 

B) wenn kein Büro vor Ort: (unsicher): 
 ● per Einschreiben einschicken und um  

 Rücksendung einer Kopie jedes einzelnen  
 Schreibens mit Eingangsstempel bitten

 ● Dieses gestempelte Exemplar ein  
 zweites Mal kopieren:

 ■ Eine Kopie in Dokumentation der  
 Kampagne für Überblick abheften

 ■ Eine Kopie bei jeweiliger:m Nachbar:in  
 in Briefkasten werfen, damit diese ihre  
 vollständigen Unterlagen selbst haben. 

C) wenn kein Büro vor Ort: (sicher & witzig):  

 ● Alle Briefe 2 Mal kopieren für eigene  
 Dokumentation 

 ● Die gesammelten Original-Briefe per  
 Gerichtsvollzieher:in zustellen lassen,  
 am besten direkt an CEO adressieren :)  
 kostet ca. 10-15 €, dabei geht eine  
 Gerichtsvollzieher:in direkt zu der  
 Adressat:in und lässt sich nicht nur  
 Empfang sondern auch Inhalt des  
 Schreibens quittieren. Absender:in  
 erhält Bestätigung über Erhalt und Inhalt.  

 ● Diese Bestätigung kopieren und  
 gemeinsam mit

 ■ einer Kopie in Dokumentation der  

 Kampagne für Überblick abheften

 ■ einer Kopie bei jeweiliger:m Nachbar:in  
 in Briefkasten werfen, damit diese ihre  
 vollständigen Unterlagen selbst haben. 

Mieter:innen:  

 ● Zu Versammlungen kommen

 ● Unterlagen selbst abheften 

 ● Nach Zeit & Lust in mehr Aktivitäten  
 einbringen (siehe Rollenbeschreibung) 

Phase 3: Keep Calm and Organize 
Fokus: Stärkung nach innen, Vernetzung und 
Öffentlichkeit nach außen 

Zeitraum: hängt davon ab, wann die 
Hausverwaltung Terminvorschläge für Beleg-
Einsicht schickt, und wann diese Einsicht dann 
tatsächlich stattfindet. Alles möglich zwischen 
3 Wochen und mehreren Monaten… 
Die (manchmal sehr lange) Wartezeit kann 
zur Stärkung nach innen genutzt werden: 

Kampagne: 
 ● Alle Organizer:innen, Gruppen und  

 interessierten Ansprechpersonen etc.  
 einladen zu Erfahrungsaustausch und  
 Strategieschärfung:  
 Was können wir aus den Erfahrungen  
 in der Praxis lernen, um die Strategie der  
 Kampagne anzupassen? Welchen  
 Trainings- und Unterstützungsbedarf  
 haben alle Beteiligten?  

 ● Unterstützung bei Rollenklärung,  
 Mentoring, Gruppendynamik etc. 

 ● Pressetraining für interessierte  
 Mieter:innen, Ansprechpersonen und  
 Organizer:innen anbieten und durch die  
 BK- Kampagnen-Kanäle dazu einladen. 

 ● Ggf. Unterstützung bei Trainings für  
 neue Ansprechpersonen und  
 Organizer:innen: 

Organizer:innen & Ansprechpersonen:
 ● Neue Ansprechpersonen finden und  

 ausbilden (z.B. Anpsrachetrainings,  
 Ablauf in Details der Kampagne und  
 Aufgaben darin auf Haus/Nachbar- 
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 schaftsebene)

 ● Neue Organizer:innen finden und  
 ausbilden (z.B. Trainings in Ansprache,  
 Moderation, rechtliche Hintergründe,  
 Ablauf in Details der Kampagne und  
 Aufgaben darin auf Bezirksebene etc. )

Ansprechpersonen & Hausgemeinschaften: 
 ● Ggf. durch Gemeinsame Aktionen in  

 der Wartezeit auch den Gruppenzu- 
 sammenhalt stärken 

Pressearbeit: Sichtbarkeit  
nach außen

Kampagne, Organizer:innen, & ggf.  
Ansprechpersonen: 

 ● Berichterstattung organiseren über   
 Forderungen der sich organisierenden  
 Mieter:innen: 

 ● Interviews organisieren zwischen  
 Presse und (gut vorbereiteten und  
 trainierten!) Mieter:innen die aus  
 1. Person sprechen können. 

 ● Verknüpfungen und praktische  
 Zusammenarbeit herstellen zu anderen  
 Kampagnen wie Umverteilen, Genug ist  
 Genug, ein evt. Dont Pay Germany und  
 anderen sozial-ökologischen Forderungen

 ● Laden die Hausgemeinschaften zu allen  
 Aktionen und Anlässen von Deutsche  
 Wohnen & Co ein, bei denen die Nach- 
 bar:innen als Hausgemeinschaft sichtbar  
 auftreten können, wenn sie wollen.  
 Botschaft: wir organisieren uns und  
 fordern Vergesellschaftung!

Sobald Termin(e) für Belegeinsicht 
klar sind: Hausversammlung  
organisieren 

Organizer:innen & Anwält:innen:
 ● Vor Hausversammlung absprechen: 

 ■ Termin der Beleg-Einsicht absprechen

 ■ Termin erneute Hausversammlung 2  
 Wochen nach Belegeinsicht  
 vereinbaren

 ■ Anwält:innen Zeitfenster für die  
 Prüfung reservieren zwischen Beleg- 
 einsicht und nächster Hausversamm- 

 lung! Die Prüfung der Belege muss  
 direkt nach Einsicht innerhalb von  
 2 Wochen erfolgen, damit genug für  
 die anderen Schritte bleibt, die inner- 
 halb der 4 Wochen Frist ab der  
 Belegeinsicht bleibt: (diese sind in  
 der nächsten Phase: erneute Haus- 
 versammlung organisieren, Follow-Up  
 mit einzelnen Mieter:innen, ggf. erneut  
 an die Türen zu gehen etc. Dafür   
 braucht man mindestens 2 Wochen!  
 Und die müssen jetzt schon geplant /  
 reserviert werden.  

Ansprechpersonen & Organizer:innen:  

 ● Vorbereitung Hausversammlung siehe  
 oben bei voriger Hausversammlung! 

 ● Ablauf wieder nach  
 Emotion, Hoffnung, Aktion

 ● Alle Punkte zur Belegeinsicht schon  
 vorbesprechen, sodass sicher ist, dass  
 es ein Kernteam gibt, zudem sich weitere  
 Mieter:innen dazugesellen können. 

 ● Inhalte u.a.: 

 ■ wieder sehen 

 ■ aktueller Stand: was ist bisher  
 passiert, Einsichtnahme, Termin-  
 koordination, ggf. Verknüpfung andere  
 Kampagnen, Berichterstattung  
 (das motiviert!!) 

 ● Koordination der nächsten Schritte: 

 ■ Wer geht zur Belegeinsicht? Was muss  
 dort genau wie dokumentiert werden?  
 Anwält:in sollte Gruppe gut vorberei- 
 ten oder begleiten. Wer bringt notwen- 
 dige technische Ausrüstung mit  
 (Kamera, Scanner, USB-Stick etc.)? 

 ■ Wie kann die Einsichtnahme zur  
 kollektiven Erfahrung werden?

 ■ Gemeinsame Aktionen planen? 

 ■ Termin bekannt geben für die nächste  
 Hausversammlung, bei der die Ergeb- 
 nisse der Prüfung und die entscheiden- 
 den Schritte bekannt gegeben werden!  
 Leute sollen ihn sich unbedingt frei  
 halten! 

 ■ Organisieren: Wie können Nachzüg- 
 ler:innen Belegeinsicht fordern und 
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 einbezogen werden? 
 
Phase 4: Chrunch-Time!

Fokus: in konzentriertem Galopp innerhalb 
von max. 4 Wochen von Belegeinsicht über  
Prüfung der Belege und Hausversammlung/
Haustürgesprächen bis zur (Teil-)Zahlung  
oder begründetem Widerspruch
Zeitraum: 4 Wochen ab Belegeinsicht! 

Vorab: warum ist dieser 4-Wochen-Zeit-
raum so wichtig?  

Die Forderung nach Einsicht in die Belege 
schiebt die Zahlungen nur auf. Ab dem Termin, 
an dem die Mieter:innen (oder ihre Stellvertre-
ter:innen) die Belege einsehen, haben sie  
4 Wochen Zeit, diese zu prüfen.  

Innerhalb dieser 4 Wochen müssen sie die 
rechtmäßig erhobenen Posten zahlen und 
sollten gegen die anderen Posten Widerspruch 
einlegen. Wenn die Zahlungen für die vollstän-
dig und korrekt belegten Posten nicht innerhalb 
von 4 Wochen ab Belegeinsicht gezahlt werden, 
können diese vom Vermieter:in als Mietschul-
den gewertet werden. 

 Wenn diese Kosten (ggf. in Kombination mit 
anderen Rückständen) mehr als eine Monats-
miete betragen, ist dies ein legaler Vorwand zur 
Kündigung von Seiten de:r Vermieter:in!  

Es ist also absolut entscheidend, dass in diesen 
4 Wochen alle Schritte gut vorbereitet ablaufen 
und wir sicherstellen, dass alle Mieter:innen,  
die sich an der Kampagne beteiligen, die  
entsprechenden Kosten innerhalb der Frist  
bezahlen können – und bezahlen!  

Beleg-Einsichts-Termin:

Eine Gruppe von Mieter:innen, Ansprechper-
sonen, Organizer:innen, ggf. Anwält:innen: 
nimmt bei der Hausverwaltung Einsichtin alle 
Belege: 

 ● Bringt Liste mit Namen der Mieter:innen  
 mit, anderer statt sie Belegeinsicht  
 wahrnehmen und lässt sich diese mit  
 Stempel und Unterschrift von  
 Hausverwaltung bestätigen

 ● Kopiert/fotografiert zu jedem Posten: 

 ■ Verträge

 ■ Rechnungen

 ■ Zahlungsbelege

 ■ Bei z.B. Heizkosten auch:  
 Verbrauchsnachweise

 ● Wenn zu einem der Posten ein oder  
 mehrere Belege nicht vorliegen: sofort  
 auf einer Liste vermerken für die  
 Anwält:innen 

 ● Hat hoffentlich Spaß beim Termin.  
 Kostüm/Deko-Idee: Kafkaesque  
 Burlesque ;) 

Innerhalb von 2 Wochen: Prüfung der 
Belege & Widerspruchsschreiben

Anwält:innen (z.B. vom BMV): 
 ● Prüfen alle Belege: 

 ■ 1.: Sind die Belege überhaupt  
 vollständig? Also: liegen zu allen   
 Posten die Verträge, Rechnungen,  
 Zahlungsbelege und bei manchen  
 Posten wie Heizung auch die  
 Verbrauchsnachweise  vor? 
 (relevant dazu: Rechnungen: § 259  
 Abs.1 BGB; Verträge: BGH, VIII ZR  
 38/11; Zahlungsnachweise: BGH,  
 VIII ZR 118/19; Einzelnachweise  
 Heizung: BGH, VIII ZR 189/17.)

 ■ 2. Sind die Kosten in sich schlüssig  
 und transparent dargelegt? 

 ■ 3. Sind die Kosten „zulässig“?  
 Nur Posten, die im Mietvertrag als  
 Betriebskosten vereinbart wurden und  
 der Betriebskostenverordnung ent- 
 sprechen, dürfen auf die Mieter*innen  
 umgelegt werden. 

 ■ 4. Haben die Vermieter*innen  
 wirtschaftlich, also günstig genug,  
 gehandelt? Dabei reicht es meist,  
 sich auf Posten zu konzentrieren,  
 die im Vergleich zum Vorjahr stark  
 angestiegen sind, oder im Vergleich  
 zum örtlichen Betriebskostenspiegel  
 sehr teuer sind.  
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 ● Muster-Schreiben pro Wirtschaftseinheit  
 verfassen, dass Mieter:innen dann  
 einzeln unterschreiben und gemeinsam  
 an die Hausverwaltung schicken können: 

 ■ Welche Posten sind vollständig und  
 schlüssig belegt und sollten daher  
 umgehend von Mieter:innen beglichen  
 werden in Nachzahlungen und  
 angepassten Vorauszahlungen? 

 ■ Welche Posten sind nicht vollständig  
 belegt oder werden aus xyz Gründen  
 inhaltlich widersprochen? Und dass  
 daher die Mieter:innen ggf. weiterhin  
 vom Zurückbehaltungsrecht für diese  
 Posten gebrauch machen werden. 

 ■ Welche Belege fehlen? – Einsicht  
 in diese Belege fordern (diese  
 Einsicht muss ggf. dann wieder  
 koordiniert erfolgen: schon in Wider- 
 spruchsschreiben Vollmacht ausspre- 
 chen und Bitte um Koordination des  
 Einsichts-Termins mit Kopie an  
 koordinierende Person/ Organisation. 

Nach 2 Wochen: Hausversammlun-
gen, ggf. pro Wirtschaftseinheit: 

Ansprechpersonen:
 ● laden durch Haustürgespräche,  

 Aushänge, Flyer und Chatgruppen etc.  
 zur Hausversammlung ein. Hinweis:  
 Leute sollen ihre Betriebskosten- 
 Abrechnungs-Schreiben mit zur  
 Versammlung bringen!

Moderationsteam aus Organizer:innen, An-
sprechpersonen, Anwält:innen: 

 ● Moderieren Versammlung nach  
 Emotion – Hoffnung – Aktion: 

 ● Inhaltlich: 

 ■ Ergebnisse Belegprüfung einfach  
 verständlich erklären

 ■ für Posten, die vollständig belegt &  
 korrekt abgerechnet wurden: innerhalb  
 von 4 Wochen zahlen!!

 ■ Für Posten, die nicht vollständig  
 belegt oder nicht transparent/korrekt  
 abgerechnet wurden: Widerspruch ein- 

 legen und weiter Zahlung zurückbe- 
 halten (Zurückbehaltungsrecht) 

 ■ Empfehlen: unbedingt das Geld zur  
 Seite legen, wenn möglich, sodass  
 keine Not entsteht, falls es zu  
 späterem Zeitpunkt gezahlt werden  
 muss… 
 

Hinweis: In Berlin wird es einen Härtefallfond 
geben, wenn Leute das nicht zahlen können ggf. 
auch in anderen Städten  

 ● Gemeinsam mit jeder einzelnen   
 Mieter:in: basierend auf ihrer  
 Abrechnung und dem Anwält:innen-  
 Schreiben für ihre jeweilige  
 Wirtschaftseinheit ausrechnen:  
 welcher Betrag muss jetzt innerhalb  
 von 2 Wochen gezahlt werden?  
 Welcher Betrag kann weiter zurückge- 
 halten werden – entsprechend des  
 vorformulierten Widerspruchsschrei- 
 bens für ihre Wirtschaftseinheit,  
 das die Mieter:in unterzeichnet. 

 ● Sicherstellen: Jede Mieter:in geht mit  
 einem Zettel aus dem Treffen, für  
 welche Posten sie mit welchem  
 genauen Betrag bis zu welchem  
 Stichtag zahlt – und für welche Posten  
 in welcher Höhe sie die Zahlungen  
 weiter zurückbehalten kann. 

 ● Konsequenzen erklären: Wenn die   
 Zahlungen für die vollständig und  
 korrekt belegten Posten nicht  
 innerhalb von 4 Wochen ab Belegeinsicht  
 gezahlt werden, können diese vom  
 Vermieter:in als Mietschulden gewertet  
 werden. Wenn diese (ggf. in Kombination  
 mit anderen Rückständen) mehr als eine  
 Monatsmiete betragen, ist dies ein  
 legaler Vorwand, unter dem der  
 Vermieter eine Kündigung aussprechen  
 kann und Mieter:innen ihre Wohnungen  
 verlieren können! 

 ● Sicher stellen Jede:r Mieter:in verlässt  
 das Treffen mit dem Wissen um die  
 Risiken einer Nicht-Zahlung

 ● Austausch über Wege, das Geld zu- 
 sammenzubekommen, falls Leute es  
 nicht zur Verfügung haben (z.B. seriöse  
 Schuldnerberatungen, Wohngeldamt  etc.) 
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 ● Gemeinsam die entsprechenden  
 Widersprüche unterschreiben.  
 Ansprechpersonen oder Organizer:innen  
 sammeln diese ein. 

 ● Weisen Mieter:innen darauf hin, dass  
 Vermieter:innen sicherlich Widerspruch  
 ablehnen werden, das ist normal. Heißt  
 aber nichts  - sondern ist nur der Auftakt  
 für die nächste Runde der Auseinander- 
 setzung! Wenn das Antwortschreiben von  
 den Vermieter:innen kommt, bitte sofort  
 bei Ansprechperson Bescheid sagen!  

 ● Nächste Schritte vereinbaren. Z.B.: 

 ■ Wer geht von Tür zu Tür, um diese  
 Schritte mit den Nachbar:innen zu  
 gehen, die heute nicht bei der  
 Versammlung waren – sodass diese  
 innerhalb der 4-Wochen-Frist die  
 notwendigen Schritte gehen? 

 ■ Wer telefoniert kurz vor der Frist  
 nochmal alle Teilnehmenden    
 Mieter:innen durch, um sicherzugehen,  
 dass diese überwiesen haben? 

 ■ Wer rechnet aus, wie viel Geld bisher  
 insgesamt einbehalten wurde – also  
 wie viel dem Viermieter bisher durch  
 die Lappen gegangen sind? 

Mieter:innen: 
 ● Unterschreiben den Widerspruchs-Brief  

 für ihre Wirtschaftseinheit und geben ihn  
 den Ansprechpersonen oder Organizer: 
 innen. Am besten noch auf dem Treffen.

 ● Rechnen noch auf dem Treffen (ggf.  
 mit Unterstützung) den Betrag aus, den  
 sie überweisen müssen bis zum Stichtag  
 4 Wochen nach Belegeinsicht

 ● Überweisen rechtzeitig den offenen  
 Betrag (!!)

 ● Behalten alle ihre Dokumente zusammen 

 ● Bleiben im Kontakt mit Ansprech- 
 personen und Organizer:innen und  
 sagen sofort Bescheid, wenn  
 Vermieter:innen auf Widersprüche  
 antworten  

Zustellung, Dokumentation und 
Kopie Widerspruchs-Schreiben:

Ansprechpersonen / Organizer:innen: 

 ● stellen die Schreiben am Folgetag zu,  
 dokumentieren Eingang, heften Kopie  
 mit bestätigtem Eingang in Kampagnen  
 Unterlagen ab und  werfen Kopie mit  
 bestätigtem Eingang bei Mieter:innen  
 ein (vgl. Vorgehen oben zu Beleg- 
 Einsichts-Schreiben!) 

 ● Im Folgenden bleiben sie in regelmäßi- 
 gem Kontakt mit den Nachbar:innen.

Wichtig ist, auch in dieser Phase nicht in die 
individualisierende Logik von Mietrecht zu ver-
fallen, sondern nach der „Dienstleistung“ der 
Prüfung sofort wieder zu fragen: wie können wir 
das kollektivieren? Z.B. dadurch, dass unter-
schiedliche Ansprechpersonen und Nachbar:in-
nen die Nachbar:innen kontaktieren, die nicht 
bei der Versammlung der 4 Phase dabei waren. 
Oder noch mehr Haushalte zum “aufspringen” 
auf den bereits formulierten Widerspruch ein-
laden bei erneuten Gesprächen an den Woh-
nungstüren oder durch Versammlungen. 

Phase 5: Streiten, Feiern und 
weiter machen

Fokus: Follow-up und Erweiterung der  
Organisierung

Mieter:innen: 
 ● Wissen, dass Vermieter:innen sicherlich  

 Widerspruch ablehnen werden, das ist  
 normal. Heißt aber nichts - sondern ist  
 nur der Auftakt für die nächste Runde  
 der Auseinandersetzung! Wenn das  
 Antwortschreiben von den Vermieter:in- 
 nen kommt, bitte sofort bei  
 Ansprechperson Bescheid sagen! 

Ansprechpersonen (& ggf. Organizer:innen):  

 ● Bleiben in Kontakt mit Nachbar:innen,  
 um zu hören, ob Antwort der  
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Vermieter:innen kommt. 

 ● Wenn Schreiben kommt, bitten sie  
 um Kopie, um mit der:m Anwält:in zu  
 beraten

 ● laden Mieter:innen zeitnah zu einer  
 Versammlung ein (durch Haustürgesprä- 
 che, Aushänge, Chats etc.) um mit allen  
 und der:m Anwält:in die nächsten  
 Schritte zu beraten.

 ● Moderieren Versammlung nach  
 bekanntem Muster: E-H A. und bringen  
 je nach Situation ein: 

 ■ Ggf. legen rechtsschutzversicherte  
 Haushalte Klage gegen die Betriebs- 
 kosten ein.

 ■ Die anderen Haushalte in der gleichen  
 Wirtschaftseinheit können mit Verweis  
 auf laufende Klage ggf. ebenfalls   
 weiter vom Zurückbehaltungsrecht der  
 Zahlung Gebrauch machen (Achtung: in  
 jedem Einzelfall mit Anwält:in  

 rücksprechen!)
 ■ Ggf. weitere Loops aus Einsichtnahmen,  

 wenn Vermieter:innen weitere Belege  
 vorlegen

 ■ In jedem Fall besprechen: gibt es  
 andere Themen, zu denen sich die  
 Nachbar:innen gemeinsam engagieren  
 möchten? Z.B. Vermieter:in (Moderni- 
 sierungsankündigung, Verkauf des  
 Hauses?) Vergesellschaftung (damit  
 es nicht mehr diese Vermieter:in   
 bleibt, sondern die Häuser uns allen  
 gehören!) Jobcenter oder andere   
 Ämter?

 ■ Ggf. die Organisierung auf diese  
 Bereiche ausweiten!

 ● Den gesamten Verlauf der Betriebskosten 
  weiterverfolgen, ansprechbar sein und  
 ggf. Versammlungen und Aktionen  
 organisieren, bis alle Mieter:innen  
 entweder vor Gericht Recht erhalten  
 haben, die vollen Kosten gezahlt oder  
 sich auf ausreichend Präzedenzfälle aus  

Nachbarschaftsversammlung im Gecekondu © Flickr-Kotti&Co
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 der gleichen Wirtschaftseinheit berufen  
 können, um das mit geringem Risiko  
 nicht zu tun. (Jeweils Rücksprache mit  
 Anwält:innen!!!)  

 ● Wenn es Gerichtsverhandlungen gibt:  
 die Nachbarschaft dorthin versammeln 
 und sie als Kundgebung mit Öffentlich- 
 keitsarbeit zu der Situation und der  
 Forderungen der sich organisierenden  
 Mieter:innen begleiten. Immer wieder  
 Bezug zur Vergesellschaftung aufmachen 
 

 ● Während der oft langen Wartezeit auf  
 Antworten von Vermieter:innen und  
 Gerichten etc. oder einfach zwischen- 
 durch: immer wieder Feiern mit der  
 Hausgemeinschaft!!: Erfolge feiern oder  
 einfach nur die Tatsache, dass wir alle  
 zusammen hier sind und uns wehren,  
 oder den Sommer, oder Ramadan, oder  
 Schabbat, oder Nikolaus.. was ihr wollt :) 

 ● Laden die Hausgemeinschaften zu allen  
 Aktionen und Anlässen von Deutsche  
 Wohnen & Co ein, bei denen die  
 Nachbar:innen als Hausgemeinschaft  
 sichtbar auftreten können, wenn sie  
 wollen. Botschaft: wir organisieren uns  
 und fordern Vergesellschaftung! 
 

Anwält:innen: 
 ● Prüfen Antwortschreiben der  

 Vermieter:innen, erarbeiten Strategie: 

 ■ Ggf. mit rechtsschutzversicherten  
 Mieter:innen pro Wirtschaftseinheit  
 Klageweg gehen! 

 ■ Dabei immer die anderen Mieter:innen  
 in Zusammenarbeit mit den Ansprech- 
 personen und Organizer:innen mit- 
 nehmen!

Kampagne: 
 ● Laden alle Organizer:innen, Ansprech- 

 personen, Gruppen etc. ein, zur  
 Zwischenbilanz der Kampagne und  
 zur gemeinsamen Planung der weiteren  
 Schritte, erweiterten Themen etc. 

Mieter:innen: 
 ● Genießen die Gemeinschaft, unterstützen 

  sich gegenseitig und machen mit vielen  
 kleinen Dingen das Leben in der Nach- 
 barschaft schöner :) 

Übrigens: Nach den Betriebskosten ist vor den 
Betriebskosten… Nächstes Jahr werden die 
Forderungen der Vermieter:innen nach der 
Energiepreis-Explosion wahrscheinlich noch 
drastischer ausfallen! Auf der Grundlage eurer 
Erfahrungen und der hoffentlich entstandenen 
Gruppen seid ihr hoffentlich im nächsten Jahr 
super gut vorbereitet!!!

Lärmdemo mit mehreren hundert Teilnehmenden zur Übergabe von Mängelanzeigen und Mietminderungen.  
© Flickr-Kotti&Co
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Vorab:
 ● Einladung schreiben, gestalten, verteilen  

 (Haustürgespräche)

 ● ggf. inklusive Zeitplan/Tagesordnung

 ● Moderation festlegen

 ● Veranstaltungsort festlegen:  
 Zentral im Kiez, für alle zugänglich

 ● Falls Bedarf: Übersetzung organisieren

 ● Falls Bedarf: Kinderbetreuung  
 organisieren

 ● Bestenfalls: Getränke & Snacks  
 bereitstellen

Phase I: Anliegen & Betroffenheit 
klären

 ● Begrüßung

 ● Klare Zielsetzung & strukturierte  
 Tagesordnung vorstellen

 ● Protokoll festlegen

 ● Erwartungsmanagment:  
 Was passiert heute, was wird  
 auch nicht Thema sein

 ● Wo drückt der Schuh?

 ● Schmaler Grat: Frust und Ängsten Raum  
 geben, aber nicht beim Jammern und  
 Meckern bleiben.  
 Vorschlag: Fixen Zeitraum vereinbaren

 
 
 
 
 
 
 
 

Phase II: Fähigkeiten identifizieren, 
Verantwortlichkeiten diskutieren

 ● Hier evtl. erster Input juristische  
 Expert*in, darauf verweisen, dass  
 es im Anschluss und/oder in der  
 Beratungsstelle die Möglichkeit für   
 individuelle Beratung gibt  
 -> Nicht auf der Versammlung!

 ● Im Anschluss gemeinsame nächste   
 Schritte besprechen:

 ● Wer kann welche Aufgaben übernehmen?  
 - >  Niedrigschwellige und verbindliche  
 Angebote schaffen.

 ● Keine Hierarchisierung: Vorbereitung des  
 nächsten Treffens und Essen mitbringen  
 genauso wichtig wie Betriebskosten  
 durchrechnen/überprüfen

Phase III: Verabredungen treffen 
 
Gemeinsam vereinbaren:

 ● Wann muss die Nächste Versammlung  
 stattfinden, damit wir die juristischen  
 Fristen einhalten? Was muss bis dahin  
 passieren?  
 Verantwortlichkeiten & Termin festlegen

 ● Wer bereitet die nächste Versammlung  
 vor, wer moderiert?

 ● Wer sagt den Leuten aus dem eigenen  
 Haus Bescheid (Hausverantwortliche)?

 ● Wie halten wir in der  
 Zwischenzeit Kontakt?  
 Whatsapp oder Mailverteiler?

Für weitere allgemeine Tips zur Planung  
und Durchführung guter Mieter*innen- 
Versammlungen, siehe Kapitel 2 der  
Starthilfe-Broschüre „Zusammen tun!“ 

Ablaufplan: 
Die 1. Mieter*innen-Versammlung zu Betriebskosten

Link zur Broschüre
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Musterbrief – individuell ausfüllen, gemeinsam per Einschreiben abschicken / einreichen: 
 
[Name & Adresse Vermieter:in] [Name & Adresse Mieter:in] 

…..……………………………… ……..…………………………… 

…..……………………………… ……..…………………………… 

…..……………………………… ……..…………………………… 

…..……………………………… ……..…………………………… 

 Mietvertragsnr.:      ....…..…………………………… 

 

                                                                                         Berlin, den …….…......... 
 
Betriebskostenabrechnung 2021: Belegeinsicht, Vollmacht und Bitte um Terminvorschläge 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Hiermit bitte ich um Einsicht in die vollständigen Belege zu allen Posten der Betreibskostenabrechnung 

2021: alle Verträge, Rechnungen, Zahlungsbelege und Verbrauchsnachweise.  

Ich bitte Sie, Terminvorschläge für die Belegeinsicht per Post zu schicken an mich  

UND  

gleichzeitig per mail an …..…………………………………….....................……………………………………………  

…………………………………………………………………..................................... [Name+Anschrift koordinierende Person]. 

Hiermit erteile ich außerdem  …..……………………………………………………………...………………………….. 

[Name Verein, Einzelperson etc.] die Vollmacht, an meiner statt die Belege einzusehen, falls ich bei dem Termin 

persönlich verhindert sein sollte.  

Bis zur Prüfung der Belege mache ich ggf. von meinem Rückbehaltungsrecht bzgl. der Nachzahlungen und 

der erhöhten Vorauszahlungsforderungen Gebrauch.   

Bitte bestätigen Sie mir den Erhalt dieses Schreibens.  

 

Mit freundlichen Grüßen, 

…………………………………… 

(Unterschrift Mieter:in)  
                                                                                                    

 
 
 
 
 
             Hohe Betriebskosten verdrängen. Wir bleiben. Zusammen.                                                                                                                                               
                                                                                                                              



1

Zusammen
tun!
Zusammen
tun!
Zusammen

tun!
Zusammen
tun!

Wie wir uns gemeinsam
gegen den Mietenwahnsinn

wehren können

Broschüre „Zusammentun“ der Starthilfe AG 

Wie ihr in 5 Schritten eine Mieter*innen- 
Initiative gründet, könnt ihr in dieser  
Broschüre lesen.  
Aus Platz- und Datenmengen-Gründen ist 
sie nicht Teil dieses PDF, ihr könnt sie aber 
unter dwenteignen.de herunterladen.
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I. Einleitung 
Die jährliche Betriebskostenabrechnung im Rahmen 
eines bestehenden Mietvertrages stellt für die 
Mieter regelmäßig eine Herausforderung dar. Dies 
gilt insbesondere, wenn der Vermieter eine Tochter-
gesellschaft der Vonovia SE ist. Ungerechtfertigte 
Erhöhungen der Betriebskostenvorauszahlungen, 
neu auftauchende Betriebskostenpositionen, nicht 
aus- gezahlte Gutschriften und fehlerhafte Verteilun-
gen der angefallenen Betriebskosten sind nur einige 
der zahlreichen Beispiele für auftretende Fehler in 
den Betriebskostenabrech- nungen. Dieser Vortrag 
soll einen Überblick über die rechtlichen Grundlagen 
der Betriebs- kostenabrechnungen geben und die 
Möglichkeiten der Mieter aufzeigen, gegen eine feh- 
lerhafte Betriebskostenabrechnung vorzugehen.

In einem ersten Teil sind die rechtlichen Grundla-
gen der Betriebskosten zu beleuchten. Der zweite 
Teil befasst sich mit den Reaktionen des Mieters 
nach Erhalt einer Betriebskostenabrechnung. Im 
dritten Teil wird erläutert, was nach Erhalt von  
Belegen für die Betriebskostenabrechnung zu 
geschehen hat.

II. Rechtlicher Überblick 

Ausgangspunkt aller rechtlichen Überlegungen 
ist der Mietvertrag i.V.m. § 556 BGB. In § 556 
Abs.1 S.1 BGB eröffnet die Möglichkeit für die Ver-
tragsparteien eines Mietvertrags, Betriebskosten 
auf den Mieter umzulegen. S.2 der Vorschrift de-
finiert die Betriebskosten umgangssprachlich 
gesprochen als alle Aufwendungen, die der Ver-
mieter für den Betrieb des jeweiligen Gebäudes 
hat. Die genauen Einzelheiten der Betriebskos-
tendefinition brau- chen uns zunächst nicht zu 
interessieren. Wichtig ist dagegen, dass in § 556 
Abs.3 BGB alle wesentlichen Vorschriften zur Be-
triebskostenabrechnung zu finden sind.

§ 556 Abs.3 S.1 BGB verpflichtet den Vermieter 
zur jährlichen Abrechnung über die Vor- auszah-
lungen des Mieters auf die Betriebskosten. Die 
Vorauszahlungen auf Betriebskos- ten durch den 

Mieter sind keine Selbstverständlichkeit. Nach § 
556 Abs.2 BGB ist auch die Vereinbarung einer 
Pauschale für die Betriebskosten möglich. In der 
Praxis ist eine solche Pauschale nur noch äu-
ßerst selten anzutreffen. Die Betriebskostenvor-
auszahlung muss aber im Mietvertrag ausdrück-
lich geregelt sein. Denn sie entspricht nicht dem 
gesetzgeberischen Leitbild der Inklusivmiete.  
§ 556 Abs.3 S.2 BGB verpflichtet den Vermieter, 
die Abrechnung über die Betriebskostenvoraus-
zahlungen bis spätestens zum Ende des zwölften 
Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums 
mitzuteilen.

Der Mieter kann nach Erhalt der Betriebskos-
tenabrechnung nach § 556 Abs.3 S.5 BGB bis 
zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang 
Einwendungen erheben. Die Berechnung dieser 
Frist war in Berlin bisher umstritten. Eine Kam-
mer des Landgerichts wollte die Frist taggenau 
unter Anwendung § 188 Abs.2 BGB berechnen. 
Nach einem Wechsel im Vorsitz der Kammer ist 
unklar, ob an dieser Rechtsprechung festgehalten 
wird. Juristisch ist diese Beurteilung falsch. § 556 
Abs.3 S.5 BGB ist als Spezialvorschrift vorrangig 
gegenüber § 188 BGB anzuwenden. Daher endet 
die Frist für Einwendungen am Monatsende des 
je- weiligen Zugangsmonats im darauffolgenden 
Jahr. Geht eine Rechnung im Mai 2021 zu, endet 
die Einwendungsfrist somit am 31.05.2022. Aller-
dings ist diese Einwendungsfrist nicht absolut. 
Nach § 556 Abs.3 S.6 BGB kann der Mieter auch 
zu einem späteren Zeit- punkt Einwendungen er-
heben, wenn er für diese Verspätung nichts kann.

Unter den möglichen Einwendungen ist die For-
derung nach Belegeinsicht besonders zu betonen. 
Das Recht des Mieters auf Belegeinsicht ergibt 
sich aus der Pflicht des Vermieters zur ordnungs-
gemäßen Abrechnung i.S.d. § 259 Abs.1 BGB.  
Danach hat der Vermieter dem Mieter alle Be-
lege zur Prüfung der Betriebskostenabrechnung 
zur Einsicht vorzule- gen. Der BGH verlangt aller-
dings die ausdrückliche Forderung der Belegein-
sicht durch den Mieter. Auf diese Besonderheit ist 
aus einem weiteren Grund großer Wert zu legen.

Mit der Forderung des Mieters nach Belegeinsicht 
und dem Zugang derselben beim Vermieter ent-
steht für den Mieter ein Zurückbehaltungsrecht 
nach § 273 Abs.1 BGB analog. Was darf zurück-

Betriebskostenabrechnung - 
und was nun?
von Manfred Grimm
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behalten werden? Zum einen eine mögliche Nach-
forderung aus der Betriebskostenabrechnung 
und zum anderen zukünftige Betriebskostenvor-
auszahlungen. Das ist in der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung seit Jahren anerkannt. Dieses 
Zurückbehaltungsrecht ist allerdings nicht dauer-
haft. Es gilt bis zur vollständigen Gewährung der 
Belegeinsicht.

Neben den bisher genannten gesetzlichen Vor-
schriften sind für die Prüfung einer Betriebs-
kostenabrechnung zwei weitere, niederrangige 
Rechtsvorschriften von Bedeutung: die Betriebs-
kostenverordnung und die Heizkostenverordnung.

In der ersten sind 16 Betriebskostenarten aus-
drücklich benannt und eine weitere unter der Be-
zeichnung „sonstige Betriebskosten“ ermöglicht 
auch noch weitere umlagefähige Kostenpositio-
nen, wenn es sich bei diesem um Betriebskosten 
im Sinne der Definition aus § 556 Abs.1 S.2 BGB 
handelt. Aus Klarstellungsgründen ist diese De-
finition in § 1 Abs.1 S.1 BetrKV wiederholt. Denn 
Abs.2 dieses Paragrafen enthält eine Definition 
von Verwaltung-, Instandhaltungs- und Instand-
setzungskosten. Fallen abgerechnete Positionen 
unter diese Definitionen, sind sie nicht umla-
gefähig und daher aus jeder Betriebskostenab-
rechnung zu streichen. Ausnahmen sind die im 
Betriebskostenkatalog § 2 Nr.1-16 BetrKV aus-
drücklich genannte Positionen.

Zu den Betriebskosten zählt auch die Position 
Heizkosten. Diese kann neben den Kosten für die 
Erwärmung der Wohnung auch solche für Warm-
wasser enthalten. Dies gilt dann, wenn Warmwas-
ser entweder durch eine zentrale Erwärmung im 
Gebäude erfolgt oder im Rahmen der Lieferung 
von Fernwärme produziert wird. Nicht hierher ge-
hören die Kosten eines elektrischen Durchlauf-
erhitzer. Sie werden regelmäßig über die Strom-
rechnung des Mieters abgerechnet.

In Ergänzung zur BetrKV enthält die Heizkos-
tenV genaue Vorschriften über die Ab- rechnung 
der Heizkosten. Diese Vorschriften können nicht 
durch andere Regelungen im Mietvertrag geän-
dert werden. Für unsere Zwecke wichtig ist das 
Kürzungsrecht in § 12 Abs.1 S.1 HeizkostenV. Es 
erlaubt eine Kürzung um 15% des auf ihn entfal-
lenden Anteils der Gesamtrechnung. Nach der 
BGH-Rechtsprechung (VIII ZR 151/20) genügt dazu 
jeder Verstoß des Vermieters gegen die Vorschrif-
ten zur Erfassung des Verbrauchs in der Heizkos-
tenV.

Soweit der Überblick zu den rechtlichen Grund-
lagen der Betriebskostenabrechnung. Nun zum 
zweiten Teil dieses Vortrags, den Möglichkeiten 
der Reaktion des Mieters auf die Übersendung 
einer Betriebskostenabrechnung.

III. Nach Erhalt der Abrechnung 
Was sollte man als Mieter unternehmen, wenn man 
eine Betriebskostenabrechnung des Vermieters 
erhält?

Drei Prüfungspunkte sind in jedem Fall berück-
sichtigen. Der erste Prüfungspunkt betrifft das 
Abrechnungsdatum. Weiterhin sollte jede ein-
zelne Position der Betriebskos- tenabrechnung 
auf im Mietvertrag nicht vereinbarte Positionen 
überprüft werden. Und schließlich stellt sich die 
Frage nach einer unbegründeten Betriebskosten-
vor- auszahlungserhöhung.

1. Warum ist das Abrechnungsdatum wichtig? 
 
§ 556 Abs.3 S.3 BGB legt fest, dass ein Jahr nach 
Ende des Abrechnungszeitraums vom Vermieter 
keine Nachforderungen mehr erhoben werden 
können. Man spricht in diesem Zusammenhang 
vom Eintritt der Abrechnungsreife. Nach diesem 
Zeitpunkt kann der Vermieter zwar noch abrech-
nen. Dies führt aber allerhöchstens dazu, dass 
er die durch den Mieter geleisteten Vorauszah-
lungen endgültig behalten kann. Ein Beispiel zu 
dieser Regelung:
für den Abrechnungszeitraum 01.01.2021 bis 
31.12.2021 ist ab dem 01.01.2023 eine Nachforde-
rung des Vermieters ausgeschlossen.

2. Wie erkenne ich eine nicht vereinbarte  
 Betriebskostenposition?  

Der erste Blick sollte hier in den Mietvertrag 
gehen. Darin sind die vereinbarten Betriebskos-
tenpositionen aufgeführt. Bei Vonovia-Verträgen 
besteht diese Aufzählung aus einem Verweis auf 
die Betriebskostenverordnung und einer Viel-
zahl von weiteren Positionen. Diese unterfallen 
den „sonstigen Betriebskosten“ im Sinne von 
§ 2 Nr.17 BetrKV. Die im Mietvertrag nicht aus-
drücklich aufgeführten Positionen der Betriebs-
kostenverordnung muss man im Verordnungstext 
nachschlagen. Taucht eine abgerechnete Position 
weder in der BetrKV noch im Mietvertrag auf, ist 
diese grundsätzlich zu streichen. Nur ausnahms-
weise darf eine Position neu in die Betriebs-
kostenabrechnung eingeführt werden, wenn die 
Abrechnung etwa durch ein neues Gesetz erfor-
derlich geworden ist. Zu denken ist hier beispiels-
weise an die Einführung der Montagepflicht für 
Rauchwarnmelder. Mit der Einführung dieser 
Verpflichtung für den Vermieter war die Umlage-
möglichkeit der Wartungskosten für Rauchwarn-
melder verbunden.
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3. Was ist eine unbegründete Betriebskosten- 
 vorauszahlungserhöhung? 

Bei Vonovia findet sich regelmäßig in den Be-
triebskostenabrechnungen ein Abschnitt mit der 
Bezeichnung „Berechnung ihrer neuen Neben-
kostenvorauszahlung“. In einem Unterpunkt wird 
die neue Betriebskostenvorauszahlung „berech-
net“. Eine Teilposition dieser Berechnung lautet 
„Anpassung durch erwartete Kostensteigerung“ 
und enthält eine prozentuale Erhöhung. Nach 
der Rechtsprechung des BGH muss eine der-
artige prozentuale Erhöhung konkret begründet 
werden. Im Zusammenhang mit den derzeitigen 
Energiepreisen versucht Vonovia in den jetzigen 
Rechnungen, auf diesem Weg teils atemberau-
bende Erhöhungen durchzusetzen. Wir reden 
hier über Erhöhungen von z.B. 125%. Es ist daher 
wichtig, nach der erforderlichen konkreten Be-
gründung zu fragen. Wenn überhaupt verweist 
Vonovia in der Einleitung der Betriebskosten-
abrechnung pauschal auf die zu erwartenden 
Kostensteigerungen für Energie. Das genügt den 
Anforderungen des BGH nicht. 

Nach § 560 Abs.4 BGB darf nach BGH eine Vor-
auszahlungserhöhung nur nach einer formell und 
materiell richtigen Betriebskostenabrechnung 
erfolgen. Während Betriebskostenabrechnungen 
der Vonovia die formellen Anforderungen an eine 
Betriebskostenabrechnung regelmäßig erfüllen, 
sind sie materiell, also inhaltlich, genauso regel-
mäßig falsch. Da man die inhaltliche Richtigkeit 
ausschließlich anhand der zugehörigen Belege 
der jeweiligen Betriebskostenabrechnung prüfen 
kann, hilft dieser Gesichtspunkt zunächst nicht 
weiter.
 
Allerdings gibt es auch klare Hinweise darauf, 
was der BGH unter einer konkreten Begründung 
versteht. Für die Kosten der Energiebeschaffung 
ist eine Argumentation des Vermieters nur mit 
bereits bekannt gegebenen bezifferten Erhöhun-
gen des jeweiligen Versorger zu belegen. Zu be-
zifferten Erhöhungen des Versorger findet sich 
in den Betriebskostenabrechnungen der Vonovia 
nichts. 

Dies ist auch leicht zu erklären. Vonovia geht 
mehr und mehr dazu über, die Energieversor-
gung ihrer Bestände auf die konzernangehörige 
Vonovia Energie Service GmbH zu übertragen. 
Da gleichzeitig häufig tatsächlich weiterhin ein 
externer Versorger die Versorgungsleistung er-
bringt, wäre mit der konkreten Nennung der Prei-
se der Vonovia Energie Service GmbH auch eine 
Offenlegung möglicher Gewinne dieses Tochte-
run- ternehmens verbunden. Daran hat Vonovia 
kein Interesse. Schließlich würden hierdurch u.U. 
Teile der Gewinnquellen des Konzerns öffentlich. 

Als Ergebnis bleibt festzuhalten, dass eine pro-
zentuale Erhöhung ohne konkrete Begründung 

nach der Rechtsprechung des BGH unzulässig ist. 
Diese Erhöhung ist daher unwirksam. Es sollte 
im Rahmen der Beleganforderung ausdrücklich 
widersprochen werden.

4. Aus einer Betriebskostenabrechnung lässt sich  
 nach der BGH-Rechtsprechung auch die  
 berechtigte Vorauszahlungshöhe ohne  
 Berücksichtigung vorherzusehender  
 Kostensteigerungen errechnen. 

Hierzu wird der Abrechnungsbetrag, also 
die Summe aller abgerechneten Positionen, 
durch zwölf geteilt und auf den nächsthö-
heren €-Betrag aufgerundet. Das ist der be-
rechtigte Betrag für die monatliche Betriebs-
kos- tenvorauszahlung auf der Grundlage der 
Betriebskostenabrechnung. Dieser ist selbstver-
ständlich nur relevant, wenn die abgerechneten 
Positionen sämtlich belegt werden können. Das 
ist erfahrungsgemäß bei Vonovia nie der Fall.  
 
Zu denken ist hier insbesondere an die zahlrei-
chen angeblichen Leistungen der Objektbetreu-
er/Hauswarte. Sie sind zu großen Teilen lediglich 
im Abrechnungssystem der Vonovia vorhandene 
Scheinpositionen. Es handelt sich häufig um 
sog. „Kosten der Aufsicht“. Diese sind wieder 
in § 1 Abs.2 Nr.1 BetrKV als Verwaltungskosten 
definiert. Da zur inhaltlichen Richtigkeit der Be-
triebskostenabrechnung aber erst nach Erhalt 
der Belege Genaues zu sagen ist, dient eben ge-
schilderte Berechnung zu diesem Zeitpunkt in 
erster Linie einer Abschätzung möglicher Kosten 
durch den Mieter.

5. Wie sollte man die so beschriebene Beleg- 
 einsichtsanforderung der Vonovia mitteilen? 

Weit verbreitet ist die Behauptung, dass derarti-
ge Mitteilungen per Einschreiben mit Rückschein 
übermittelt werden sollten. Dahinter steckt die 
Vorstellung, auf diese Art und Weise den Zugang 
des Schreibens nachweisen zu können. Leider ist 
dies ein mittlerweile dank der Portokosten teurer 
Irrtum. Dies liegt an den prozessualen Regeln der 
Beweiskraft einer Urkunde. Bei einem Einschrei-
ben mit Rückschein wird auf dem Umschlag und 
auf dem Rückschein vermerkt, wann der Zustel-
ler das fragliche Einschreiben eingeworfen oder 
übergeben hat. Ob es sich bei dem Einschreiben 
um ein Einwurf- oder Übergabeeinschreiben 
handelt, ist beweistechnisch unerheblich. In bei-
den Fällen dokumentiert der Zusteller mit sei-
ner Unterschrift hinter dem Zustelldatum ledig-
lich die Übergabe eines Umschlags. Zum Inhalt 
des Schreibens bestätigt der Zusteller dagegen 
nichts. Dies führt zu der kuriosen Situation, dass 
mit dieser Unterschrift lediglich die Übergabe 
eines leeren Umschlages bestätigt wird. Denn der 
Empfänger kann für den Absender unwiderleglich 
behaupten, lediglich einen leeren Umschlag er-
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halten zu haben. Für den Mieter kommt es aber 
gerade auf den Beweis des Zugangs des Inhalts 
des Schreibens an. Er gewinnt daher durch die 
Verwendung eines Einschreibens mit Rückschein 
für seine Beweissituation nichts. 

Gerne wird in diesem Zusammenhang auch 
an eine Übersendung per Mail gedacht. Aber 
auch hier ist durch das Sendeprotokoll weder 
der Zeitpunkt des Zugangs noch der In-
halt der Mail bestätigt. Empfehlenswert ist 
daher im Normalfall folgendes Vorgehen: 
die Belegeinsichtsforderung wird gleichzeitig per 
einfachem Brief und per Mail mit einem Scann 
des Briefs als Anhang übersandt. Bei Vonovia 
erfolgt in den meisten Fällen auf den Zugang 
einer Mail eine Textbausteinantwort, die ohne 
konkreten Bezug den Eingang einer Mail zu einer 
Nebenkostenabrechnung bestätigt. Anderenfalls 
hat man spätestens mit der Zusendung der Bele-
ge durch Vonovia eine Bestätigung des Zugangs.

6. Gibt es eine Möglichkeit des Nachweises des  
 Zugangs des Inhalts eines Briefes in beweis- 
 technischer Hinsicht? 
 
Ja, aber diese Möglichkeit ist den meisten Mie-
tern un- bekannt. Jeder Mensch kann einen Brief 
auch per Gerichtsvollzieher zustellen lassen. Das 
ist vollkommen unabhängig von irgendwelchen 
gerichtlichen Verfahren. Der Gerichtsvollzieher 
ist hier eine spezielle Art von Briefzusteller. An-
ders als beim Einschreiben mit Rückschein be-
urkundet der Gerichtsvollzieher nicht nur den Zu-
gang einer leeren Hülle, sondern auch den Inhalt 
eines Schreibens. Dies ist auch nur unwesentlich 
teurer als ein Einschreiben mit Rückschein. Es 
fällt eine Grundgebühr von 10 Euro zzgl. 0,50 €/
Seite des Schreibens an. Wie kann man einen 
Gerichtsvollzieher mit der Zustellung eines 
Schreibens beauftragen? Jedes Amtsgericht hat 
eine Gerichtsvollzieherverteilerstelle. Bei dieser 
kann man sein Schreiben mit der Bitte abgeben, 
es am Zustellungsort zuzustellen. Die Gerichts-
vollzieherverteilerstelle gibt das Schreiben an 
den zuständigen Gerichtsvollzieher weiter, der 
dann die Zustellung vornimmt. Dieses Verfahren 
sollte man sich allerdings für besondere Fälle 
aufheben. Wenn man sein Schreiben bei Vonovia 
entweder zu Händen des Geschäftsführers der 
abrechnenden Vonovia Kundenservice GmbH, 
Herrn Arnd Fittkau, oder der Konzernmutter Vo-
novia SE, Herrn Rolf E. Buch, verschickt, wird der 
Gerichtsvollzieher in der Zentrale der Vonovia 
den jeweiligen Empfänger persönlich aufsuchen. 
Denn die Zustellung durch den Gerichtsvollzieher 
erfolgt immer persönlich an den Adressaten. Die 
Begeisterung im Flurfunk der Vonovia-Zentrale 
über einen derartigen Ablauf ist leicht zu erah-
nen. Der Effekt nutzt sich allerdings ab.

IV. Nach (Teil-) Belegeinsicht 
Nach einer mehr oder minder langen Wartezeit wird 
zu irgendeinem Zeitpunkt von Vonovia ein Paket mit 
Belegen übersandt. Was ist nun zu tun und welche 
Belege müssen mindestens durch Vonovia vorgelegt 
werden? 
Vier Belegformen sind in jedem Fall erforderlich:

 ● Rechnungen,
 ● Verträge,
 ● Zahlungsnachweise und
 ● Einzelnachweise für die     

 Heizung.

Erfahrungsgemäß übersendet Vonovia bei der 
ersten Belegeinsichtsforderung lediglich Rech-
nungen und behauptet im Anschreiben, damit 
die Belegeinsichtsverpflichtung erfüllt zu haben. 

Letzteres ist selbstverständlich eine Wunschvor-
stellung der Vonovia und tatsächlich eine Falsch-
behauptung. Sie entspricht der Behauptung der 
Vonovia zu ihrer zwischenzeitlich eingerichteten 
App. Auch dort finden sich lediglich Rechnungen. 
Die Rechtsprechung des BGH verlangt aber weit 
mehr.

- Der Anspruch auf Einsicht in Rechnungen ergibt 
sich unmittelbar aus § 259 Abs.1 BGB.

- Für Verträge hat der BGH den Anspruch in VIII 
ZR 38/11, Rn.2 entschieden.
- Die Entscheidung zu den Zahlungsnachweisen 
trägt das Aktenzeichen VIII ZR 118/19 und
 
- für die Einzelnachweise des Heizungsver-
brauchs in der belieferten Heizungsanlage kann 
man sich auf VIII ZR 118/17 berufen.

Fehlt irgend ein Bestandteil dieser Belege, soll-
te man diese mit Bezug auf die genannten Ent-
scheidungen nachfordern. Gleichzeitig sollten 
sich in diesem Schreiben auch Einwendungen 
zu den übermittelten Belegen finden. Allerdings 
werden Einwendungen nicht immer möglich sein, 
wenn nicht alle Belege vorgelegt wurden. Wie 
schon erwähnt, ist dies aber für den Mieter un-
schädlich, da er nicht zu vertreten hat, dass er 
weitere Einwendungen nicht vortragen kann. Er 
kann insoweit auch zu einem späteren Zeitpunkt 
noch Einwendungen erheben, wenn ihm die ent-
sprechenden Belege erst nach Ablauf der Einwen-
dungsfrist von einem Jahr zugänglich gemacht 
werden.
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Außer dem teilweisen Fehlen der vier genannten 
Belegarten sind auch innerhalb derselben gewis-
se Einwendungen möglich. Dies liegt daran, dass 
sich das Fehlen von weiteren Belegen teilweise 
auch ohne juristische Kenntnisse erkennen lässt. 
Hierzu wenige Beispiele:

1.  Werden Verträge vorgelegt, so finden sich darin  
 regelmäßig Bestimmungen zu den  
 Vertragsbestandteilen. 
 
Anhand dieser Bestimmungen lässt sich leicht 
feststellen, ob alle Vertragsbestandteile auch tat-
sächlich vorliegen. Nur dann wenn dies der Fall 
ist, ist der entsprechende Vertrag vollständig vor-
gelegt. Fehlen dagegen Bestandteile, ist die Be-
legeinsicht nicht vollständig gewährt. Vonovia ist 
in diesem Zusammenhang mehr und mehr dazu 
übergegangen, solche Verträge mit den jeweili-
gen Rechnungssteller (sowohl innerhalb als auch 
außerhalb des Konzerns) weitgehend einheitlich 
zu gestalten. In diesen als „Kontrakt“ bezeichne-
ten Verträgen findet sich regelmäßig ein Verweis 
auf angeblich im Internet zu finden Vertrags-
bestandteilen. Überprüft man diese Internetad-
ressen, erhält man meist eine Fehlermeldung. 
Damit ist dieser Bestandteil nicht zugänglich. 
Die entsprechenden Verträge sind nicht vollstän-
dig vorgelegt. Dies hat zur Konsequenz, dass das 
Zurückbehaltungsrecht des Mieters auch nach 
Vorlage der sonstigen Bestandteile des Vertrages 
erhalten bleibt.

2.  Ein weiteres Beispiel sind Abrechnungen über  
 Leistungen, die nach Fläche abgerechnet werden. 
 
Zu denken ist hier beispielhaft an den Winter-
dienst oder die Gartenpflege. Die entsprechenden 
Rechnungen sind nur zu überprüfen, wenn neben 
der Rechnung und dem zugehörigen Vertrag auch 
ein sog. Aufmaß vorgelegt wird. Ein Aufmaß be-
steht aus einer Karte und den darin bezeichneten 
Flächen nebst zugehörigen Maßen.

3.  Ebenfalls leicht zu überprüfen ist, ob die als  
 Vertragspartner ausgewiesenen Beteiligten etwas  
 mit dem eigenen Mietvertrag zu tun haben. 
 
Man spricht insoweit von vertragsfremden Fir-
men oder Gesellschaften. Werden in dem Ver-
trag andere Gesell- schaften genannt, muss der 
Vermieter nachweisen, dass der entsprechende 
Ver- tragspartner für den jeweiligen Vermieter bei 
Vertragsschluss vertretungsberechtigt war. Vono-
via muss in diesen Fällen die Vertretungsberech-
tigung nicht nur in den Verträgen behaupten, son-
dern durch separate Nachweise wie Vollmachten 
oder notarielle Urkunden über einen Vermögens-
übergang zwischen den fraglichen Gesellschaf-
ten die Vertretungsberechtigung nachweisen.

4. Ein besonderer Punkt. Was sind Zahlungsbelege? 

Vonovia legt hierzu angebliche Belege in Form von 
Tabellen vor. Da diese Tabellen aus dem vonovia-
eigenen SAP-System stammen, sind sie nur eine 
Behauptung der Zahlung. Allgemein gelten nur 
Kontoauszüge oder Quittungen als Beleg für eine 
tatsächlich erfolgte Zahlung. Vonovia behauptet 
regelmäßig, mit den eigenen Tabellen die Anfor-
derungen aus dem BGH-Urteil (VIII ZR 118/19) zu 
erfüllen. Da sich in diesem Urteil aber keinerlei 
Aussagen zur Qualität der Zahlungsbelege finden 
lassen, ist auch das wiederum nur eine Behaup-
tung der Vonovia. Der Mieter sollte insoweit auf 
Vorlage von Kontoauszügen oder Quittungen für 
die Zahlung bestehen.

5. Ein letzter Punkt: Das Kürzungsrecht  
 nach § 12 Abs.1 S.1 HeizkostenV. 

Nach der BGH-Rechtsprechung (VIII ZR 151/20) ge-
nügt dazu jeder Verstoß des Ver- mieters gegen 
die Vorschriften zur Erfassung des Verbrauchs in 
der HeizkostenV. Beispiele: die Heizkostenvertei-
ler in den allen Wohnungen fehlen oder die Wär-
memenge des Verbrauchs für Warmwasser wird 
nicht erfasst. Fehlen nur einzelne Heiz- kosten-
verteiler, sind diese Werte meist durch eine zu-
lässige Schätzung zu ersetzen. Dann besteht kein 
Kürzungsrecht. Ebenfalls nicht zum Kürzungs-
recht führen reine Rechenfehler. Für die Prüfung 
hinsichtlich des Kürzungsrechts sind die Einzel-
nachweise essentiell.

6. Abschließend noch einige Überlegungen zu den  
 Handlungsmöglichkeiten des Mieters. 

Dies läuft auf eine Entscheidung zwischen 
der Ausübung des Zurückbehaltungsrechts 
an den zukünftigen Betriebskostenvorauszah-
lungen und der Zahlung unter Vorbehalt hin-
aus. Da bei sind zwei Bereiche zu bewerten: 
 
Die Situation und die Person des Mieters.
 
a) Die Situation muss auf der Grundlage der Vo-
rauszahlungshöhe, der Miethöhe und der sonsti-
gen Mietrückstände beurteilt werden.

b) Bei der Person des Mieters spielt die Frage 
nach der Rechtsschutzversicherung eine Rolle. 
Wie ist das Verständnis des Mieters für die Lage 
und schließlich ist die Stabilität gegenüber un-
berechtigten Mahnungen des Vermieters wesent-
lich.
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7. Folgende Entscheidungsmöglichkeiten 
  stehen zur Verfügung:

a) Zurückbehaltung zukünftiger Betriebskostenvor-
auszahlungen.

Hier sind Kriterien für die Anzahl der zurückzu-
behaltenden monatlichen Vorauszahlungen einer-
seits die Summe der unbelegten Positionen aus 
der Betriebskostenabrechnung und andererseits 
die Höhe des kündigungsrelevanten Mietrück-
stands. Solange durch die Zurückbehaltung eine 
Gesamtmiete, also Grundmiete plus Betriebskos-
tenvorauszahlung, nicht überschritten wird, be-
steht Sicherheit vor einer Kündigung.

Auswirkungen: 

Der Mieter hat das Geld. Der Vermieter muss im Fall 
einer Klage nachweisen, dass seine Forderung aus 
der Betriebskostenabrechnung berechtigt ist. Ge-
lingt der Beweis nicht, wird die Klage abgewiesen. 

b) Zahlung unter einfachem Vorbehalt

Damit erfüllt der Mieter die Forderung des Ver-
mieters aus der Betriebskostenabrechnung. Es 
kann kein Verzug eintreten. Gleichzeitig schließt 
er aus, dass ihm bei einer Rückforderung der Zah-
lung Kenntnis der Nichtschuld vorgehalten wer-
den kann (§ 814 BGB).

Auswirkungen: 

Der Vermieter hat das Geld. Der Mieter muss im 
Prozessfall beweisen, dass er ohne Rechtsgrund 

gezahlt hat. Er muss nachweisen, dass die For-
derung des Vermieters aus der Betriebskosten-
abrechnung unberechtigt ist. Gelingt der Beweis 
nicht, verliert der Mieter den Rückforderungspro-
zess.

c) Zahlung unter qualifiziertem Vorbehalt
Die Zahlung erfolgt unter Vorbehalt rechtlicher 
Klärung. Es tritt keine Erfüllungswirkung ein und 
auch hier wird die Kenntnis der Nichtschuld nach § 
814 BGB ausgeschlossen. Es kann Verzug eintreten. 

Auswirkungen: 

Der Vermieter hat das Geld. Der Vermieter muss 
im Fall einer Klage nachweisen, dass seine Forde-
rung aus der Betriebskostenabrechnung berech-
tigt ist. Gelingt der Beweis nicht, wird die Klage 
abgewiesen. Durch den Verzug muss aber auf die 
Kün- digungsmöglichkeit geachtet werden.

8. Weitere Prüfungen der übersandten Belege be-
dürfen in der Regel der juristischen Beratung. 

Spätestens zu diesem Zeitpunkt sollte der Mie-
ter daher die Beratung durch einen Mieterverein 
oder einen mietrechtlich engagierten Rechtsan-
walt suchen. Um diesen Beratern die Arbeit zu 
ermöglichen, sind mindestens der eigenen Miet-
vertrag, die fragliche Betriebskostenabrechnung 
sowie bereits übermittelte Belege mitzubringen. 
Besonders vorteilhaft ist es, diese Unterlagen 
in elektronischer Form übergeben zu können.  

Dies erleichtert die Prüfung durch den jeweiligen 
Berater erheblich.
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